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Gesetzentwurf 

des Bundesrates 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Berufsbildungsgesetzes 

A. Zielsetzung 

Das Berufsbildungsgesetz vom 14. August 1969 hat sich nach 
den bisherigen Erfahrungen in seiner Grundstruktur bewährt 
und als eine tragfähige Grundlage zur Weiterentwicklung der 
beruflichen Bildung erwiesen. Es erscheint jedoch notwendig, 
das Gesetz in einigen Teilbereichen an die zwischenzeitliche 
Entwicklung anzupassen. Insbesondere müssen die Vorausset- 
zungen für ein wirksames Abstimmungsverfahren zwischen 
Ausbildungsordnungen des Bundes und den entsprechenden 
schulischen Rahmenlehrplänen geschaffen werden. Schließlich 
haben sich beim Vollzug des Gesetzes in einer Reihe von Ein- 
zelvorschriften Mängel gezeigt, die beseitigt werden müssen. 


B. Lösung 

Das Berufsbildungsgesetz vom 14. August 1969 ist mit folgen- 
der Zielsetzung zu ändern: 

— Im Gesetz müssen klare Aussagen zur künftigen Grund- 
struktur der beruflichen Bildung getroffen werden, wobei 
die zwischen Bund und Ländern erzielten Übereinkünfte im 
Bildungsgesamtplan und im Stufenplan zu Schwerpunkten 
der beruflichen Bildung zu berücksichtigen sind. 

— Das Gesetz muß die Voraussetzungen für eine wirksame 
Abstimmung zwischen Ausbildungsordnungen des Bundes 
und den entsprechenden schulischen Rahmenlehrplänen der 
Länder schaffen. Die Abstimmung selbst kann aus verfas- 
sungsrechtlichen Gründen nur außerhalb des Berufsbildungs- 
gesetzes durch ein Abkommen zwischen Bund und Ländern 
geregelt werden. 
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— Bei der Überwachung der Durchführung der beruflichen Bil- 
dung ist eine stärkere Verantwortung des Staates sicherzu- 
stellen, ohne daß die Zuständigkeit der Kammern für diese 
Aufgabe beeinträchtigt wird. 

— Im Prüfungswesen sollen die Möglichkeiten für ein partner- 
schaftliches Zusammenwirken von Kammern und Berufs- 
schulen erweitert werden. 

— Die Vorschriften über Einzelbereiche der beruflichen Bil- 
dung, insbesondere der beruflichen Fortbildung, müssen im 
Interesse einer besseren Entfaltung dieser Bereiche konkre- 
tisiert werden. 

— Das statistische Instrumentarium ist zu verbessern. 

— Bei den Ausschüssen auf Landes- und Kammerebene ist eine 
gleichberechtigte Mitwirkung der an der beruflichen Bil- 
dung beteiligten Gruppen sicherzustellen, wobei die be- 
währte Selbstverwaltung in ihrem Kernbereich nicht beein- 
trächtigt werden darf. 

— Einzelvorschriften des Gesetzes, bei denen sich nach den 
bisherigen Erfahrungen Mängel gezeigt haben, sind zu 
ändern. 


C. Alternativen 

— Entwurf eines Berufsbildungsgesetzes (BBiG) 

— Drucksache 7/3714 — 

Gesetzentwurf der Bundesregierung 

— Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Berufsbildungs- 
gesetzes 

— Drucksache 7/4574 — 

Gesetzentwurf der Fraktion der CDU/CSU 


D. Kosten 

Durch die Einführung der Berufsbildungsstatistik entstehen bei 
Bund, Ländern und zuständigen Stellen zusätzliche Kosten in 
Höhe von ca. 6 Millionen DM/Jahr. 
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Bundesrepublik Deutschland Bonn, den 4. März 1976 

Der Bundeskanzler 
1/4 (III/l) — 250 12 — Be 19/76 


An den Präsidenten 

des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich gemäß Artikel 76 Abs. 3 des Grundgesetzes den vom 
Bundesrat in seiner 431. Sitzung am 20. Februar 1976 beschlossenen Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung des Berufsbildungsgesetzes mit Begründung 
(Anlage 1) und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu dem Gesetzentwurf ist in der als 
Anlage 2 beigefügten Stellungnahme dargelegt. 

Schmidt 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Berufsbildungsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Berufsbildungsgesetzes 

Das Berufsbildungsgesetz vom 14. August 1969 
(Bundesgesetzbl. I S, 1112), zuletzt geändert durch 
das Zuständigkeitsanpassungs-Gesetz vom 18. März 
1975 (Bundesgesetzbl. I S. 705), wird wie folgt geän- 
dert: 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Berufsausbildung soll zur Aus- 
übung einer qualifizierten beruflichen Tä- 
tigkeit befähigen und hat die dafür notwen- 
digen fachlichen Fertigkeiten und Kenntnis- 
se in einem geordneten Ausbildungsgang zu 
vermitteln und den Erwerb der erforderli- 
chen Berufserfahrungen zu ermöglichen." 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Die berufliche Fortbildung soll es er- 
möglichen, die beruflichen Kenntnisse und 
Fertigkeiten zu erhalten, zu erweitern und 
der technischen Entwicklung anzupassen 
(Anpassungsfortbildung) oder beruflich auf- 
zusteigen (Aufstiegsfortbildung) . " 

2. In § 2 Abs. 2 Nr. 1 wird das Komma gestrichen. 
Nach dem Wort „Dienstverhältnis" werden fol- 
gende Worte angefügt: 

„oder für ein Berufsausbildungsverhältnis, das 
ausdrücklich mit dem ausschließlichen Ziel ei- 
ner späteren Verwendung als Beamter begrün- 
det wird,". 

3. In § 3 Abs. 1 wird folgender Satz 2 angefügt; 

„Der Berufsausbildungsvertrag bedarf der 
schriftlichen Form und muß vor Beginn der Be- 
rufsausbildung abgeschlossen werden." 

4. § 4 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Bei wesentlichen Änderungen des Be- 
rufsausbildungsvertrages gelten die Absätze 1 
bis 3 entsprechend." 

5. In § 10 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) In begründeten Ausnahmefällen kann 
ein Ausbildender, der Ausbildungsmaßnahmen 


in einer überbetrieblichen Ausbildungsstätte 
durchführen läßt, durch die nach Landesrecht 
zuständige Behörde nach Anhören der zustän- 
digen Stelle von der Zahlung der Vergütung 
ganz oder teilweise befreit werden." 


6. In § 13 wird folgender Absatz 2 angefügt: 

„(2) Wird die Berufsausbildung während der 
Probezeit überwiegend außerhalb der Ausbil- 
dungsstätte des Ausbildenden durchgeführt, 
kann die zuständige Stelle auf Antrag die Ver- 
einbarung einer weiteren Probezeit von höch- 
stens drei Monaten zulassen." 


7. In § 14 Abs. 2 werden die Worte „mit Bestehen 
der Abschlußprüfung" ersetzt durch die Worte 
„mit dem Tag der Feststellung des Prüfungser- 
gebnisses". 


8. In § 17 werden nach dem Wort „Berufsausbil- 
dungsverhältnis" die Worte „in Kenntnis des 
Ergebnisses der Abschlußprüfung" eingefügt. 


9. § 23 erhält folgende Fassung: 

.§ 23 

Überwachung 

(1) Die zuständige Stelle hat darüber zu wa- 
chen, daß die Berufsausbildung nach diesem 
Gesetz und den aufgrund dieses Gesetzes erlas- 
senen Vorschriften durchgeführt wird, insbe- 
sondere, daß die persönliche und fachliche Eig- 
nung sowie die Eignung der Ausbildungsstätte 
vorliegen. 

(2) Die Überwachungsmaßnahmen sind in 
dem erforderlichen Umfang durchzuführen. Die 
zuständige oberste Landesbehörde kann allge- 
meine Verwaltungsvorschriften erlassen, in de- 
nen die Überwachung näher geregelt wird. 

(3) Werden die Mängel der Eignung festge- 
stellt, so hat die zuständige Stelle, falls der 
Mangel zu beheben und eine Gefährdung des 
Auszubildenden nicht zu erwarten ist, den Aus- 
bildenden aufzufordern, innerhalb einer von ihr 
gesetzten Frist den Mangel zu beseitigen. Ist 
der Mangel der Eignung nicht zu beheben oder 
ist eine Gefährdung des Auszubildenden zu er- 
warten oder wird der Mangel nicht innerhalb 
der gesetzten Frist beseitigt, so hat die zustän- 
dige Stelle dies der nach Landesrecht zuständi- 
gen Behörde mitzuteilen. 
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(4) Wird ein Antrag auf Untersagüiig nach 
§ 24 gestellt, so kann die nach Landesrecht zu- 
ständige Behörde im Zuge des Verfahrens in 
der betroffenen Ausbildungsstätte eine geson- 
derte Überprüfung durchführen. 

(5) Die Ausbildenden sind verpflichtet, der 
zuständigen Stelle und der zuständigen Behör- 
de auf Verlangen die für die Überwachung not- 
wendigen Auskünfte zu erteilen, die dafür not- 
wendigen Unterlagen vollständig und fristge- 
mäß vorzulegen und zum Zweck der Überprü- 
fung der Einhaltung von Pflichten des Ausbil- 
denden innerhalb der Geschäftszeit Besichti- 
gungen der Betriebsräume, der Betriebseinrich- 
tungen und der Ausbildungsplätze zu dulden. 
Die Auskünfte sind wahrheitsgemäß, vollstän- 
dig, fristgegmäß und, soweit nichts anderes be- 
stimmt ist, unentgeltlich zu geben. 

(6) Der Auskunftspflichtige kann die Aus- 
kunft auf solche Fragen verweigern, deren Be- 
antwortung ihn selbst oder einen der in § 52 
Abs. 1 der Strafprozeßordnung bezeichneten 
Angehörigen der Gefahr strafgerichtlicher Ver- 
folgung oder eines Verfahrens nach dem Ge- 
setz über Ordnungswidrigkeiten aussetzen 
würde." 


10. In § 24 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) Das Wirksamwerden der Untersagung 
kann aufgeschoben werden, soweit es das In- 
teresse des Auszubildenden, die Ausbildung 
ordnungsgemäß abzuschließen, erfordert." 


11. Die Überschrift des Zweiten Abschnitts des 
Dritten Teils erhält folgende Fassung: 

„Zweiter Abschnitt 

Gliederung der Berufsausbildung, 
Ausbildungsberufe, Ausbildungsordnungen" 


12. § 25 erhält folgende Fassung: 

„§ 25 

Gliederung der Berufsausbildung 

(1) Die Berufsausbildung gliedert sich in eine 
breit angelegte Grundbildung und eine darauf 
aufbauende berufsqualifizierende Fachbildung. 

(2) Die Grundbildung soll Grundfertigkeiten 
und Grundkenntnisse vermitteln sowie Verhal- 
tensweisen einüben, die mehreren Ausbil- 
dungsberufen gemeinsam sind. Sie soll sich an 
Berufsfeldern orientieren und in der Regel ein 
Jahr dauern. 

(3) Die auf der Grundbildung aufbauende 
Fachbildung soll zur Befähigung für qualifizier- 
te berufliche Tätigkeiten fachliche Kenntnisse 


und Fertigkeiten vermitteln sowie den Erwerb 
beruflicher Erfahrungen ermöglichen. Sie dau- 
ert in der Regel zwei Jahre, mindestens jedoch 
ein Jahr. 

(4) An eine Fachbildung von einjähriger 
Dauer, die mit einer Prüfung abschließt, kann 
eine weitere aufbauende Fachbildung anschlie- 
ßen (Stufenausbildung). Sie dauert in der Regel 
ein Jahr. 

(5) Sofern eine Gliederung in Grund- und 
Fachbildung nicht möglich ist, dauert die Be- 
rufsausbildung als geschlossener Ausbildungs- 
gang in der Regel drei Jahre, mindestens je- 
doch zwei Jahre. Absatz 4 gilt entsprechend." 


13. § 26 erhält folgende Fassung: 

„§ 26 

Ausbildungsordnung 

(1) Als Grundlage für eine geordnete, ein- 
heitliche Berufsausbildung sowie zu ihrer An- 
passung an die technischen, wirtschaftlichen 
und gesellschaftlichen Erfordernisse und deren 
Entwicklung kann der Bundesminister für 
Wirtschaft oder der sonst zuständige Fachmini- 
ster im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
für Bildung und Wissenschaft durch Rechtsver- 
ordnung mit Zustimmung des Bundesrates Aus- 
bildungsberufe staatlich anerkennen, die Aner- 
kennung aufheben und für die Ausbildungsbe- 
rufe Ausbildungsordnungen erlassen. 

(2) Die Ausbildungsordnung hat mindestens 
festzulegen 

1. die Bezeichnung des Ausbildungsberufes, 

2. die Gliederung der Berufsausbildung, 

3. die Dauer der Berufsausbildung, 

4. die Fertigkeiten und Kenntnisse (Ausbil- 
dungsberufsbild) , 

5. eine Anleitung zur sachlichen und zeitli- 
chen Gliederung der Fertigkeiten und 
Kenntnisse (Ausbildungsrahmenplan) , 

6. die Prüfungsanforderungen. 

(3) Der Ausbildungsrahmenplan soll so ge- 
staltet sein, daß die Berufsausbildung den be- 
trieblichen Möglichkeiten angepaßt werden 
kann. 

(4) Die Ausbildungsordnung soll Hinweise 
auf abgestimmte Rahmenlehrpläne der Berufs- 
schule enthalten. 

(5) Wird die Anerkennung eines Ausbil- 
dungsberufes aufgehoben und das Ausbil- 
dungsverhältnis nicht gekündigt (§ 15 Abs. 2 
Nr. 2), so gelten für die Berufsausbildung die 
bisherigen Vorschriften." 
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14. § 28 Abs. 3 erhält folgende Fassung; 

„(3) Zur Entwicklung und Erprobung neuer 
Ausbildungsformen, Prüfungsformen und Aus- 
bildungsberufe kann der Bundesminister für 
Wirtschaft oder der sonst zuständige Fachmini- 
ster im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
für Bildung und Wissenschaft durch Rechtsver- 
ordnung mit Zustimmung des Bundesrates Aus- 
nahmen zulassen, die auch auf eine bestimmte 
Art und Zahl von Ausbildungsstätten be- 
schränkt werden können." 


15. In § 32 Abs. 2 wird „§23 Abs. 2" ersetzt durch 
„§23 Abs. 3". 

16. § 35 erhält folgende Fassung; 

.§ 35 

Durchführung der Abschlußprüfung 

(1) Durch die Abschlußprüfung ist festzustel- 
len, ob der Prüfling die erforderlichen Fertig- 
keiten beherrscht, die notwendigen praktischen 
und theoretischen Kenntnisse besitzt und mit 
dem im Berufsschulunterricht vermittelten, für 
die Berufsausbildung wesentlichen Lehrstoff 
des fachpraktischen und fachtheoretischen Be- 
reichs vertraut ist. Die Ausbildungsordnung ist 
zugrunde zu legen. 

(2) Die in der Berufsschule nachgewiesenen 
Leistungen werden, soweit möglich, in die Ab- 
schlußprüfung einbezogen. Die Einbeziehung 
wird durch Vereinbarung der zuständigen Stel- 
le mit der nach Landesrecht zuständigen Schul- 
aufsichtsbehörde geregelt. 

(3) Die zuständige Stelle kann auch mit der 
für das berufliche Schulwesen zuständigen 
obersten Landesbehörde vereinbaren, daß Teile 
der Abschlußprüfung gemeinsam mit einer lan- 
desrechtlich vorgesehenen Berufsschulab- 
schlußprüfung durchgeführt werden. Die Ver- 
einbarung kann vorsehen, daß einheitliche Prü- 
fungsaufgaben zugrunde gelegt werden. 

(4) Der Bundesminister für Wirtschaft oder 
der sonst zuständige Fachminister kann im Ein- 
vernehmen mit dem Bundesminister für Bil- 
dung und Wissenschaft durch Rechtsverord- 
nung mit Zustimmung des Bundesrates regeln, 
unter welchen Voraussetzungen von Prüfungs- 
leistungen befreit werden kann, wenn entspre- 
chende Prüfungsleistungen bereits in anderen 
Prüfungen nach diesem Gesetz, in Schulprüfun- 
gen, in anderen staatlichen Prüfungen oder in 
Hochschulprüfungen nachgewiesen worden 
sind." 

17. § 40 Abs. 1 erhält folgende Fassung; 

„(1) Der Auszubildende kann nach Anhören 
des Ausbildenden und der Berufsschule vor 
Ablauf seiner Ausbildungszeit zur Abschluß- 


prüfung zugelassen werden, wenn dies auf 
Grund von überdurchschnittlichen Leistungen 
in der Berufsschule und in der Ausbildungs- 
stätte gerechtfertigt ist." 

18. § 41 erhält folgende Fassung: 

„§ 41 

Prüfungsordnung 

Der Bundesminister für Wirtschaft oder der 
sonst zuständige Fachminister kann im Einver- 
nehmen mit dem Bundesminister für Bildung 
und Wissenschaft durch Rechtsverordnung mit 
Zustimmung des Bundesrates eine Prüfungsord- 
nung für die Abschlußprüfung erlassen. Die 
Prüfungsordnung muß die Zulassung, die Glie- 
derung der Prüfung, die Bewertungsmaßstäbe, 
die Erteilung der Prüfungszeugnisse, die Folgen 
von Verstößen gegen die Prüfungsordnung und 
die Wiederholungsprüfung regeln." 

19. § 42 erhält folgende Fassung: 

.§ 42 

Zwischenprüfung 

Während der Berufsausbildung ist, soweit in 
der Ausbildungsordnung vorgesehen, eine Zwi- 
schenprüfung durchzuführen. Die §§ 34 bis 36 
gelten entsprechend." 

20. § 45 erhält folgende Fassung: 

„§ 45 

Ausbildungsberater 

Für die Überwachung der Berufsausbildung so- 
wie die Beratung der Ausbildenden, der Auszu- 
bildenden und der Ausbilder hat die zuständige 
Stelle Ausbildungsberater in der erforderlichen 
Zahl zu bestellen." 


21. Die Überschrift des Sechsten Abschnitts des 
Dritten Teils erhält folgende Fassung: 

„Sechster Abschnitt 

Vorschriften für die berufliche Fortbildung 
und 

die berufliche Umschulung". 

22. § 46 erhält folgende Fassung: 

„§ 46 

Ordnung der Aufstiegsfortbildung 

(1) Als Grundlage für eine geordnete berufli- 
che Aufstiegsfortbildung kann der Bundesmini- 
ster für Wirtschaft oder der sonst zuständige 
Fachminister im Einvernehmen mit dem Bun- 
desminister für Bildung und Wissenschaft 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
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Bundesrates Fortbildungsordnungen erlassen, 
soweit eine bundeseinheitliche Regelung erfor- 
derlich ist. 

Die Fortbildungsordnung kann festlegen 

1. die Bezeichnung des Fortbildungsberufes, 

2. die Dauer der Fortbildung, 

3. die Fertigkeiten und Kenntnisse, 

4. eine Anleitung zur sachlichen und zeitli- 
chen Gliederung der Fertigkeiten und 
Kenntnisse (Fortbildungsrahmenplan) , 

5. die Prüfungsanforderungen, das Prüfungs- 
verfahren sowie die Zulassungsvorausset- 
zungen. 

(2) Solange und soweit eine Rechtsverord- 
nung nach Absatz 1 nicht erlassen ist, können 
die zuständigen Stellen mit Genehmigung der 
nach Landesrecht zuständigen Behörde Ziel, In- 
halt und Art der Aufstiegsfortbildung, das Prü- 
fungsverfahren, die Prüfungsanforderungen, die 
Zulassungsvoraussetzungen und die Bezeich- 
nung des Abschlusses regeln. § 34 Abs. 2, §§ 36, 
37, 38 und 43 gelten entsprechend. 

(3) Die Regelungen und Vorschriften nach 
den Absätzen 1 und 2 haben den besonderen Er- 
fordernissen der beruflichen Bildung Erwachse- 
ner zu entsprechen. 

(4) Die Vorschriften über die Meisterprüfung 
nach diesem Gesetz sowie die Vorschriften der 
Handwerksordnung über die Meisterprüfung 
bleiben unberührt." 


23. Nach § 46 werden folgende §§ 46 a und 46 b 
eingefügt: 

„§ 46 a 

Aufsicht über Maßnahmen der Aufstiegsfortbii- 
dung 

(1) Wer Maßnahmen der Aufstiegsfortbil- 
dung nach § 46 durchführt, hat dies der zustän- 
digen Stelle anzuzeigen. 

(2) Werden der zuständigen Stelle Tatsachen 
bekannt, die darauf schließen lassen, daß bei 
der Durchführung von Maßnahmen der Auf- 
stiegsfortbildung nach § 46 der Fortbildungs- 
zweck gefährdet ist, so hat sie die nach Lan- 
desrecht zuständige Behörde zu unterrichten. 
§ 24 gilt entsprechend. 

§ 46 b 

Ordnung der Anpassungsfortbildung 

Fortbildungsordnungen können auch für 
Maßnahmen der Anpassungsfortbildung erlas- 
sen werden, wenn mit den Maßnahmen übli- 
cherweise Leistungsnachweise verbunden sind 
oder wenn auf Grund der Fortentwicklung der 
Anforderungen im Beruf die Wahrung einheit- 
licher Leistungsmaßstäbe vorrangig geboten 


ist. Im übrigen gelten für die Regelungen der 
Anpassuiigsfortbiidung die Bestimmungen des 
§ 46 Abs. 1, 2 und 3 entsprechend." 

24. § 47 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung: 

„Ordnung der Umschulung". 

b) In den Absätzen 1, 2 und 3 werden die Wor- 
te „besondere Erfordernisse der beruflichen 
Erwachsenenbildung" durch die Worte „be- 
sondere Erfordernisse der beruflichen Bil- 
dung Erwachsener" ersetzt. 

c) Absatz 3 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Der Bundesminister für Wirtschaft oder 
der sonst zuständige Fachminister kann im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Bildung und Wissenschaft durch Rechtsver- 
ordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
Inhalt, Art, Ziel und Dauer der beruflichen 
Umschulung bestimmen." 


25. Der Siebente Abschnitt des Dritten Teils erhält 
folgende Fassung: 

„Siebenter Abschnitt 

Vorschriften über die berufliche 

Bildung Behinderter 

§ 48 

Anwendungsbereich 

Für die Berufsbildung körperlich, geistig 
oder seelisch Behinderter oder Lernbehinderter 
gilt dieses Gesetz mit der Maßgabe der folgen- 
den besonderen Vorschriften. 

§ 49 

Grundsätze der Berufsausbildung Behinderter 

Bei der Ordung und Durchführung der Berufs- 
ausbildung Behinderter sind deren besondere 
Erfordernisse zu berücksichtigen, Ziel der Be- 
rufsausbildung Behinderter ist es, den einzel- 
nen Behinderten auf Dauer in Beruf und Gesell- 
schaft einzugliedern. 

§ 49 a 

Allgemeine Vorschriften für die 
Berufsausbildung Behinderter 

(1) Der Ausbildende kann mit Zustimmung 
der zuständigen Stelle körperlich, geistig oder 
seelisch Behinderte oder Lernbehinderte abwei- 
chend von den Vorschriften der §§ 28, 29 sovde 
39 Abs. 1 und von sonstigen auf Grund der 
§§ 41 und 44 erlassenen Regelungen ausbilden, 
soweit es Art und Schwere der Behinderung er- 
fordern. 
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(2) Soweit ein Ausbildender einen Behinder- 
ten abweichend von den Vorschriften des Er- 
sten bis Fünften Abschnitts des Dritten Teils 
dieses Gesetzes ausbildet, hat er dies der 
Hauptfürsorgestelle anzuzeigen. 

(3) Auch in den Fällen der Absätze 1 und 2 
ist der Berufsausbildungsvertrag mit einem Be- 
hinderten in das Verzeichnis der Berufsausbil- 
dungsverhältnisse (§ 31) einzutragen. 

(4) Auf Antrag kann die zuständige Stelle 
den Ausbildenden ganz oder teilweise von der 
Verpflichtung befreien, die Ausbildungsmittel 
kostenlos zur Verfügung zustellen (§ 6 Abs. 1 
Nr. 3) und die Ausbildungsvergütung zu bezah- 
len (§ 10). Mit Zustimmung der zuständigen 
Stelle können außerdem im Berufsausbildungs- 
vertrag die Vorschriften des Dritten Abschnit- 
tes des Zweiten Teiles dieses Gesetzes teilwei- 
se abbedungen werden. 

§ 49 b 

Beteiligung der Hauptfürsorgestelle bei der 
Berufsausbildung Behinderter 

(1) Die Hauptfürsorgestelle soll darauf hinwir- 
ken, daß bei der Durchführung der ihr ange- 
zeigten Berufsausbildungsverhältnisse dem aus- 
zubildenden Behinderten notwendige zusätzli- 
che berufliche Entfaltungshilfen gewährt wer- 
den, um das Erreichen des Ausbildungsziels si- 
cherzustellen. 

(2) Der Ausbildende hat der Hauptfürsorge- 
stelle die zur Durchführung dieser Aufgabe not- 
wendigen Auskünfte zu erteilen. § 23 Abs. 5 
Satz 2 und Abs. 6 gelten entsprechend. 

§ 49 c 

Ordnung einer besonderen Berufsausbildung 
für Behinderte 

(1) Zur Ordnung der Berufsausbildung Behin- 
derter kann der zuständige Fachminister im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Ar- 
beit und Sozialordnung und dem Bundesmini- 
ster für Bildung und Wissenschaft durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundes- 
rates besondere Vorschriften erlassen. Diese 
können besondere berufsvorbereitende Maß- 
nahmen, besondere Ausbildungsgänge, Ausbil- 
dungsabschlüsse und Qualifikationen vorsehen 
sowie die Prüfungsanforderung, das Prüfungs- 
verfahren und die Zulassungsvoraussetzungen 
festlegen. Die besonderen Vorschriften sollen 
soweit als möglich der jeweiligen Ausbildungs- 
ordnung gemäß § 26 entsprechen und so gestal- 
tet sein, daß die Berufsausbildung möglichst 
nach einer Ausbildungsordnung fortgesetzt 
werden kann. 

(2) Soweit Vorschriften nach Absatz 1 nicht 
bestehen, kann die zuständige Stelle Regelun- 
gen nach § 44 treffen. 


(3) Soweit ein Ausbildender einen Behinder- 
ten nach einer auf Grund des Absatzes 1 erlas- 
senen Sonderregelung ausbildet, gilt § 49 a 
Abs. 2, 3 und 4 entsprechend. 

§ 49d 

Ausbildungsstätten für Behinderte 

Als Ausbildungsstätten für Behinderte im Sin- 
ne dieses Gesetzes gelten solche Ausbildungs- 
stätten, die Leistungen eines Rehabilitationsträ- 
gers in Anspruch nehmen und in denen aus- 
schließlich oder überwiegend Behinderte aus- 
gebildet oder durch besondere Maßnahmen auf 
die Berufsausbildung vorbereitet werden. 

§ 49e 

Eignung von Ausbildungsstätten für 
Behinderte 

(1) Eine Ausbildungsstätte für Behinderte ist 
für die Berufsausbildung geeignet, wenn 

1. sie den Voraussetzungen des § 22 genügt, 

2. Art und Umfang der ausbildungsbegleiten- 
den personellen und sachlichen Betreuung 
eine den besonderen Erfordernissen der Be- 
hinderten entsprechende ordnungsgemäße 
Durchführung gewährleistet. 

(2) Eine Ausbildungsstätte für Behinderte be- 
darf der Anerkennung durch die nach Landes- 
recht zuständige Behörde. Die Anerkennung 
kann beschränkt, befristet sowie unter Bedin- 
gungen oder Auflagen erteilt werden. Sie setzt 
einen Antrag voraus. 

(3) Die Anerkennung ist von der nach Landes- 
recht zuständigen Behörde ganz oder teilweise 
zu widerrufen, wenn die Voraussetzungen des 
Absatzes 1 nicht mehr vorliegen oder gegen 
dieses Gesetz oder gegen die auf seiner Grund- 
lage erlassenen Vorschriften verstoßen worden 
ist. 

§ 49 f 

Eignung des Ausbildungspersonals in 

Ausbildungsstätten für Behinderte 

(1) Ausbilder in Ausbildungsstätten für Be- 
hinderte müssen neben der Erfüllung der Vor- 
aussetzungen des § 20 für die Berufsausbildung 
Behinderter geeignet sein. 

(2) Der Bundesminister für Arbeit und So- 
zialordnung kann im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Bildung und Wissenschaft 
und dem sonst zuständigen Fachminister durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundes- 
rates bestimmen, in welchen Fällen oder durch 
welche Prüfung die Eignung solcher Ausbilder 
nachgewiesen ist. 
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§ 49 g 

Ordnung der beruflichen Fortbildung 
und Umschulung für Behinderte 

Für die berufliche Fortbildung und berufliche 
Umschulung Behinderter gelten die Vorschrif- 
ten der §§ 49 bis 49 f mit Ausnahme des § 49 a 
Abs. 3 entsprechend." 

26. Im Dritten Teil wird folgender Achter Ab- 
schnitt angefügt: 

„Achter Abschnitt 

Vorschriften für die Berufsausbildung in 
der Erziehungshilfe 

§ 49 h 

Anwendungsbereich 

Für die Berufsausbildung in der Erziehungshil- 
fe gilt dieses Gesetz nach Maßgabe der folgen- 
den besonderen Vorschriften. 

§ 49 i 

Besondere Vorschriften in der Erziehungshilfe 

(1) Kann wegen der Besonderheiten der Er- 
ziehungshilfe ein Berufsausbildungsverhältnis 
nicht begründet werden, gelten die §§ 3 bis 17 
nicht. Die Einrichtung der Erziehungshilfe kann 
in diesem Fall die Berufsausbildung oder in be- 
gründeten Ausnahmefällen Teile eines aner- 
kannten Ausbildungsberufs mit Einverständnis 
des Auszubildenden auf der Grundlage eines 
besonderen Planes für die Berufsausbildung 
durchführen. Die nach Landesrecht zuständige 
Behörde soll für den besonderen Plan einheitli- 
che Richtlinien erlassen. Die übrigen Vorschrif- 
ten des Gesetzes gelten entsprechend, soweit 
die besonderen Verhältnisse der Erziehungshil- 
fe dies zulassen. 

(2) Personen, die in Einrichtungen der Erzie- 
hungshilfe ohne Begründung eines Berufsaus- 
bildungsverhältnisses ausgebildet worden sind, 
sind zu den Prüfungen nach diesem Gesetz zu- 
zulassen, wenn eine Bescheinigung der Einrich- 
tung der Erziehungshilfe vorgelegt wird, aus 
der sich ergibt, daß die erforderlichen Kennt- 
nisse und Fähigkeiten vermittelt worden 
sind." 

27. Im Dritten Teil wird folgender Neunter Ab- 
schnitt angefügt: 

„Neunter Abschnitt 

Vorschriften über die berufliche Bildung in 
Justizvollzugsanstalten 

§ 49 k 

Berufliche Bildung in Justizvollzugsanstalten 

(1) Kann wegen der Besonderheiten des 
Vollzuges ein Berufsausbildungsverhältnis mit 


entsprechenden Rechten und Pflichten nicht 
begründet werden, gelten die §§ 3 bis 17 nicht. 
Die übrigen Vorschriften des Gesetzes gelten 
entsprechend, soweit die besonderen Verhält- 
nisse des Freiheitsentzuges dies zulassen. Der 
zuständige Bundesminister wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates Vorschriften über die Anwendung 
dieses Gesetzes im Vollzug einer gerichtlich 
angeordneten Freiheitsstrafe, Sicherungsver- 
wahrung oder Untersuchungshaft zu erlas- 
sen. 

(2) Personen, die in Justizvollzugsanstalten 
ohne Begründung eines Berufsausbildungsver- 
hältnisses ausgebildet worden sind, sind zu den 
Prüfungen nach diesem Gesetz zuzulassen, 
wenn eine Bescheinigung der Vollzugsanstalt 
vorgelegt wird, aus der sich ergibt, daß die er- 
forderlichen Kenntnisse und Fertigkeiten ver- 
mittelt worden sind. Bei den Prüfungen sind die 
besonderen Erfordernisse des Vollzuges zu be- 
rücksichtigen." 

28. Der Vierte Teil wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung: 

„Abstimmung zwischen Bund und Ländern, 
Ausschüsse für Berufsbildung". 

b) Die Überschrift des Ersten Abschnitts wird 
wie folgt gefaßt: 

„Erster Abschnitt 

Abstimmung zwischen Bund und Ländern". 

c) § 50 erhält folgende Fassung: 

.§ 50 

Vereinbarung über die Abstimmung 

Die Abstimmung zwischen Bund und Län- 
dern in der Berufsbildung, insbesondere die 
Abstimmung zwischen den Ausbildungsord- 
nungen und den schulischen Rahmenlehr- 
plänen der Länder, soll durch Vereinbarung 
geregelt werden. In der Vereinbarung kann 
vorgesehen werden, daß die Abstimmungs- 
aufgaben nach Satz 1 von einer Zentralstelle 
für berufliche Bildung wahrgenommen wer- 
den." 

d) Die §§ 51 bis 53 entfallen. 

29. § 54 erhält folgende Fassung: 

.§ 54 

Errichtung, Geschäftsordnung, Abstimmung 

(1) Bei der Landesregierung wird ein Landes- 
ausschuß für Berufsbildung errichtet. Er setzt 
sich zusammen aus einer gleichen Zahl von Be- 
auftragten der Arbeitgeber, Beauftragten der 
Arbeitnehmer, Beauftragten der obersten Lan- 
desbehörden und Lehrern an beruflichen Schu- 
len. 
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(2) Die Mitglieder des Landesausschusses für 
Berufsbildung werden längstens für vier Jahre 
von der Landesregierung berufen, die Beauf- 
tragten der Arbeitgeber auf Vorschlag der auf 
Landesebene bestehenden Zusammenschlüsse 
der Kammern, der Arbeitgeberverbände und 
der Unternehmensverbände, die Beauftragten 
der Arbeitnehmer auf Vorschlag der auf Landes- 
ebene bestehenden Gewerkschaften und selb- 
ständigen Vereinigungen von Arbeitnehmern 
mit sozial- oder berufspolitischer Zweckset- 
zung, die Lehrer an beruflichen Schulen auf 
Vorschlag der auf Landesebene bestehenden 
Verbände der Lehrer an beruflichen Schulen 
und entsprechenden selbständigen Vereinigun- 
gen. Unter den Beauftragten der Arbeitgeber 
und der Arbeitnehmer sollen Ausbilder bezie- 
hungsweise in der beruflichen Ausbildung er- 
fahrene Personen angemessen vertreten sein. 

(3) Die Tätigkeit im Landesausschuß ist eh- 
renamtlich. Für bare Auslagen und für Zeitver- 
säumnis ist, soweit eine Entschädigung nicht 
von anderer Seite gewährt wird, eine angemes- 
sene Entschädigung zu zahlen, deren Höhe von 
der Landesregierung oder der von ihr bestimm- 
ten obersten Landesbehörde festgesetzt wird. 

(4) Die Mitglieder können nach Anhören der 
an ihrer Berufung Beteiligten aus wichtigem 
Grund abberufen werden. 

(5) Die Mitglieder haben Stellvertreter, die 
bei Verhinderung der Mitglieder an deren Stel- 
le treten. Absätze 1 bis 4 gelten für die Stell- 
vertreter entsprechend. 

(6) Der Ausschuß wählt aus seiner Mitte ei- 
nen Vorsitzenden und dessen Stellvertreter. 
Der Vorsitzende und sein Stellvertreter sollen 
nicht derselben Mitgliedergruppe angehören. 

(7) Der Landesausschuß gibt sich eine Ge- 
schäftsordnung, die der Genehmigung der Lan- 
desregierung oder der von ihr bestimmten 
obersten Landesbehörde bedarf. Sie kann die 
Bildung von Unterausschüssen vorsehen und 
bestimmen, daß ihnen nicht nur Mitglieder des 
Landesausschusses angehören. Absatz 3 gilt für 
die Unterausschüsse hinsichtlich der Entschädi- 
gung entsprechend. An den Sitzungen des 
Landesausschusses und der Unterausschüsse 
können Vertreter der beteiligten obersten Lan- 
desbehörde teilnehmen. 

(8) Der Landesausschuß ist beschlußfähig, 
wenn mehr als die Hälfte seiner Mitglieder an- 
wesend ist. Er beschließt mit der Mehrheit der 
abgegebenen Stimmen." 

30. § 56 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die zuständige Stelle errichtet einen Be- 
rufsbildungsausschuß. Ihm gehören sechs Be- 
auftragte der Arbeitgeber, sechs Beauftragte 
der Arbeitnehmer und sechs Lehrer an berufli- 


chen Schulen an. Je drei Beauftragte der Ar- 
beitgeber und der Arbeitnehmer sollen Ausbil- 
der sein." 

31. § 57 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Der Berufsbildungsausschuß ist be- 
schlußfähig, wenn mehr als die Hälfte seiner 
Mitglieder anwesend ist. Er beschließt mit der 
Mehrheit von drei Vierteln der anwesenden 
Mitglieder." 


32. § 58 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird folgender Satz 2 ange- 
fügt: 

„Er kann jederzeit vom Leiter der zuständi- 
gen Stelle Berichterstattung verlangen." 

b) Es werden folgende Absätze 4 und 5 einge- 
fügt: 

„(4) Vor Bestellung und Abberufung von 
Ausbildungsberatern ist dem Berufsbil- 
dungsausschuß rechtzeitig Gelegenheit zur 
Stellungnahme zu geben. 

(5) Der Berufsbildungsausschuß ist recht- 
zeitig darüber zu unterrichten, welche Mit- 
tel für die Berufsbildung in die Voranschlä- 
ge für den Haushaltsplan aufgenommen 
werden sollen; ihm ist die Gelegenheit zur 
Stellungnahme zu geben." 

33. Der Fünfte Teil wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung: 

„Fünfter Teil 

Berufsbildungsforschung und 
Berufsbildungsstatistik" . 

b) Nach der Überschrift des Fünften Teils wird 
eingefügt: 

„Erster Abschnitt 
Berufsbildungsforschung". 

c) In § 60 wird folgender Absatz 6 eingefügt: 

„(6) Das Institut hat nach Weisung des 
Bundesministers für Bildung und Wissen- 
schaft bei der Vorbereitung der Abstim- 
mung gemäß § 50 Satz 1 mitzuwirken." 

d) Nach § 72 wird folgender Zweiter Abschnitt 
angefügt: 

„Zweiter Abschnitt 
Berufsbildungsstatistik 

§ 72 a 

Berufsbildungsstatistik 

(1) Für Zwecke der Fortentwicklung der 
Berufsbildung wird eine Berufsbildungsstati- 
stik als Bundesstatistik durchgeführt. 
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(2) Die Bundesanstalt für Arbeit unter- 
stützt das Statistische Bundesamt und die 
statistischen Ämter der Länder bei der Er- 
stellung der Berufsbildungsstatistik. 

(3) Soweit die für die Erhebung erforderli- 
chen Daten bei der zuständigen Stelle oder 
bei der nach Landesrecht zuständigen Be- 
hörde vorliegen, sind sie dort zu erheben. 
Die zuständige Stelle bzw. die nach Landes- 
recht zuständige Behörde ist auskunfts- 
pflichtig. 

(4) Einzelangaben über persönliche oder 
sachliche Verhältnisse von natürlichen oder 
juristischen Personen sind geheimzuhalten. 
Die statistischen Ämter, die nach Landes- 
recht zuständigen Behörden und die zustän- 
digen Stellen sind berechtigt und verpflich- 
tet, an die zuständigen obersten Bundes- 
und Landesbehörden sowie an die von die- 
sen bestimmten Personen und Stellen auf 
Verlangen Einzelangaben über die zu erhe- 
benden Tatbestände ohne Nennung von Na- 
men und Änschriften in ausreichend anony- 
misierter Form weiterzuleiten. Hierauf ist in 
den Erhebungsdrucksachen hinzuweisen. 

(5) Die für die Berufsbildungsstatistik ge- 
machten Einzelangaben dürfen nicht zu be- 
lastenden Verwaltungsakten gegenüber den 
Äuskunftspflichtigen führen. 

§ 72 b 

Bereiche und Umfang der Erhebungen 

(1) Für die Berufsbildungsstatistik können 
jährlich folgende Ängaben erhoben werden: 

1. Uber die Äusbildungsstätten: 

a) Wirtschaftszweig, Ort, Beschäftigtengrö- 
ßenklasse, Äusbildungsberufe, Zahl der 
besetzten Äusbildungsstellen nach Äus- 
bildungsberufen, Zahl der vorzeitig gelö- 
sten Äusbildungsverhältnisse nach Äus- 
bildungsberufen für die Äusbildungsstät- 
ten, 

b) Zahl, fachliche und pädagogische Eig- 
nung, hauptberufliche und nebenberufli- 
che Tätigkeit nach Äusbildungsberufen 
für die Äusbilder, 

c) Zahl, Älter, Geschlecht, Staatsangehörig- 
keit, schulische und berufliche Vorbil- 
dung, Äusbildungsberuf, Äusbildungs- 
jahr, Äusbildungsdauer für die Äuszubil- 
denden. 

2. über die Forbildungsstätten zur Äufstiegs- 
fortbildung: 

a) Rechts- und Unterhaltsträger, Ort, Zahl 
der Beschäftigten für die Fortbildungs- 
stätten, 

b) Zahl nach haupt- und nebenberuflicher 
Tätigkeit für das Fortbildungspersonal, 


c) Zahl nach Ärt, Dauer und Ziel der berufli- 
chen Fortbildungsmaßnahme für die 
Teilnehmer. 

3. Uber die Prüfungen in der Berufsbildung: 
Zahl, Älter, Geschlecht, Staatsangehörig- 
keit, Äusbildungsberuf, Äbkürzung und 
Verlängerung der Berufsausbildungsdauer, 
Wiederholungsprüfung, Prüfungsergebnis 
für die Prüfungsteilnehmer. 

4. Uber die Äufsicht in der beruflichen Bil- 
dung: 

a) Untersagung der Äusbildungstätigkeit so- 
wie Zahl der Äblehnungen und Löschun- 
gen der Eintragungen in das Verzeichnis 
der Berufsausbildungsverhältnisse nach 
§32 Äbs. 2f 

b) Zahl, berufliche Vorbildung, haupt- und 
nebenberufliche Tätigkeit, fachliche Zu- 
ständigkeit sowie Zahl der durchgeführ- 
ten Besuche in Äusbildungsstätten und 
sonstige Beratungstätigkeiten für die 
Äusbildungsberater. 

(2) Der Bundesminister für Bildung und Wis- 
senschaft wird ermächtigt, durch Rechtsverord- 
nung mit Zustimmung des Bundesrates festzu- 
stellen, ob und wann die in Äbsatz 1 genannten 
Ängaben und welche davon erhoben werden 
können oder anzuordnen, daß die Erhebungen 
ganz oder teilweise auf der Grundlage einer re- 
präsentativen Äuswahl durchgeführt werden 
können, wenn dies für die Gewinnung zuver- 
lässiger Ergebnisse ausreicht. 

§ 72 c 

Äuskunftserteilung 

Äuskunftspflichtig nach den §§10 und 11 des 
Gesetzes über die Statistik für Bundeszwecke 
sind 

1. für die Erhebungen nach § 72 b Äbs. 1 

Nr. 1 Buchstabe a die Leiter der Äusbil- 
dungsstätten, 

2. für die Erhebungen nach § 72 b Äbs. 1 

Nr. 1 Buchstabe b die Äusbilder, 

3. für die Erhebungen nach § 72 b Äbs. 1 

Nr. 1 Buchstabe c die Äuszubildenden, 

4. für die Erhebungen nach § 72 b Äbs. 1 

Nr. 2 Buchstabe a die Leiter der FortbiT 
dungsstätten, 

5. für die Erhebungen nach § 72 b Äbs. 1 

Nr. 2 Buchstabe b das Fortbildungspersonal, 

6. für die Erhebungen nach § 72 b Äbs. 1 

Nr. 2 Buchstabe c die Teilnehmer, 

7. für die Erhebungen nach § 72 b Äbs. 1 Nr. 3 
die Prüfungsteilnehmer, 

8. für die Erhebungen nach § 72 b Äbs. 1 Nr. 4 
die für die Äufsicht zuständigen Stellen und 
Behörden, 

9. für die Erhebungen nach § 72 b Äbs. 1 

Nr. 4 Buchstabe b die Äusbildungsberater. 
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§ 72 d 

Berichtspflicht 

Der Bundesminister für Bildung und Wissen- 
schaft hat über die nach den §§ 72 a und b 
durchgeführten Erhebungen einen Bericht vor- 
zulegen. In ihm soll die voraussichtliche Ent- 
wicklung des Angebots und der Nachfrage 
nach Ausbildungsstellen dargestellt werden." 

34. § 73 erhält folgende Fassung: 

.§ 73 

Anwendung der Handwerksordnung 

Für die Berufsausbildung in Gewerben der 
Anlage A der Handwerksordnung gelten die 
§§ 20 bis 47, 56 bis 59 und 98 nicht; insoweit 
gilt die Handwerksordnung. Die §§ 56 bis 59 
gelten ferner nicht für die Berufsausbildung in 
nichthandwerklichen Berufen, für die die Hand- 
werkskammer nach § 74 zuständige Stelle 
ist." 


35. § 77 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die nach Landesrecht zuständige Be- 
hörde errichtet Ausschüsse für die Abnah- 
me der Ausbildungsmeisterprüfung und be- 
ruft die Mitglieder. Die Geschäftsführung 
liegt bei der Industrie- und Handelskammer. 
Diese erläßt die Prüfungsordnung, trägt die 
für die Abnahme der Prüfung entstehenden 
Kosten und setzt mit Genehmigung der zu- 
ständigen obersten Landesbehörde die Höhe 
der Prüfungsgebühren fest. § 36 Satz 2 und 
§ 41 Satz 2 gelten entsprechend." 

b) In Absatz 3 wird folgender Satz 3 ange- 
fügt: 

„Für den Vorsitz, die Beschlußfassung und 
die Abstimmung gilt § 38 entsprechend." 

36. § 79 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird der Punkt durch ei- 
nen Strichpunkt ersetzt und folgender Halb- 
satz angefügt: 

„das gleiche gilt für die Berufsbildung in 
anderen Bildungseinrichtungen, soweit sie 
in landwirtschaftlichen Ausbildungsberufen 
durchgeführt wird." 

b) In Absatz 2 wird folgender Satz 2 ange- 
fügt: 

„Durch Vereinbarung können die der zu- 
ständigen Stelle nach diesem Gesetz oblie- 
genden Aufgaben einer anderen Kammer 
übertragen werden; die Vereinbarung be- 
darf der Genehmigung der zuständigen 
obersten Landesbehörde." 


37. In § 80 Abs. 1 Nr. 2 werden nach dem Wort 
„Ingenieurschule" die Worte „oder einer ande- 
ren gleichwertigen Bildungseinrichtung" einge- 
fügt. 

38. § 81 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „einen 
Ausschuß" durch das Wort „Ausschüsse" 
ersetzt. 

b) In Absatz 1 werden folgende Sätze 3 und 4 
angefügt: 

„Die Geschäftsführung obliegt der zuständi- 
gen Stelle. Diese erläßt die Prüfungsord- 
nung, trägt die für die Abnahme der Prü- 
fung entstehenden Kosten und setzt mit Ge- 
nehmigung der obersten Landesbehörde die 
Höhe der Prüfungsgebühren fest." 

c) In Absatz 3 wird folgender Satz 2 einge- 
fügt: 

„Der Besuch einer Fachschule in der ent- 
sprechenden Fachrichtung ist auf die prakti- 
sche Tätigkeit in dem Beruf bis höchstens 
zu einem Jahr anzurechnen." 

39. In § 82 Abs. 2 werden die Worte „die nicht der 
Zustimmung des Bundesrates bedarf" durch die 
Worte „mit Zustimmung des Bundesrates" er- 
setzt. 

40. § 83 wird gestrichen. 

41. In §84 Abs. 1 erhalten Nummer 2 und die 
nachfolgenden Halbsätze folgende Fassung: 

„2. für die Berufsausbildung in anderen als 
den in den §§ 73 bis 75, 79, 87, 89, 91 und 
93 erfaßten Ausbildungsberufen; 

dies gilt auch für die der Aufsicht des Bundes 
unterstehenden Körperschaften, Anstalten und 
Stiftungen des öffentlichen Rechts. Die Aufga- 
ben der beruflichen Bildung für den Geschäfts- 
bereich mehrerer oberster Bundesbehörden 
können einer zuständigen Stelle übertragen 
werden. Die Länder bestimmen die zuständige 
Stelle für ihren Bereich sowie für die Gemein- 
den, die Gemeindeverbände und die sonstigen 
der Aufsicht der Länder unterstehenden Kör- 
perschaften, Anstalten und Stiftungen des öf- 
fentlichen Rechts. Die oberste Bundesbehörde, 
im Falle von Satz 3 die Landesregierung, kann 
durch Rechtsverordnung auch eine Stelle nach 
§§ 74, 75, 79, 87, 89, 91, 93 oder 97 als zuständi- 
ge Stelle bestimmen; Rechtsverordnungen der 
obersten Bundesbehörden bedürfen der Zustim- 
mung des Bundesrates." 

42. In § 87 Abs. 1 wird folgender Satz 3 angefügt: 

„Durch Vereinbarung können die der zuständi- 
gen Stelle nach diesem Gesetz obliegenden 
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Aufgaben einer anderen Kammer übertragen 
werden; die Vereinbarung bedarf der Genehmi- 
gung der zuständigen obersten Landesbehör- 
de." 

43. In § 91 Abs. 2 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Durch Vereinbarung können die der zuständi- 
gen Stelle nach diesem Gesetz obliegenden 
Aufgaben einer anderen Kammer übertragen 
werden; die Vereinbarung bedarf der Genehmi- 
gung der zuständigen obersten Landesbehör- 
de." 


44. § 99 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird die bisherige Nummer 9 
die Nummer 7 und erhält folgende Fassung: 

„7. entgegen § 23 Abs. 5 der zuständigen 
Stelle oder ihrem Beauftragten oder der 
zukünftigen Behörde oder ihrem Beauf- 
tragten eine Auskunft nicht, nicht 
rechtzeitig, unrichtig oder unvollstän- 
dig erteilt, Unterlagen nicht vorgelegt 
oder eine Besichtigung nicht gestattet,". 

Nummer 7 wird Nummer 8, Nummer 8 wird 
Nummer 9. 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Ordnungswidrigkeiten nach Ab- 
satz 1 Nr. 1, 2, 7, 9, 10 können mit einer 
Geldbuße bis zu zweitausend Deutsche 
Mark, die Ordnungswidrigkeiten nach Ab- 
satz 1 Nr. 3 bis 6 und 8 mit einer Geldbuße 
bis zu zehntausend Deutsche Mark geahn- 
det werden." 


45. § 100 erhält folgende Fassung: 

„§ 100 

Handwerksordnung 

Die Handwerksordnung in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 28. Dezember 1965 (Bundes- 
gesetzbl. 1966 IS. 1), zuletzt geändert durch Ar- 
tikel 24 des Gesetzes zur Anpassung gesetzlich 
festgelegter Zuständigkeiten an die Neuabgren- 
zung der Geschäftsbereiche von Bundesmini- 
stern (Zuständigkeitsanpassungsgesetz) vom 
18. März 1975 (Bundesgesetzbl. I S. 705), wird 
wie folgt geändert: 

a) In § 22 Abs. 2, § 27 a Abs. 1, § 40 Abs. 1 und 2, 
§ 37 Abs. 3 werden die Worte „nach Anhö- 
ren des Bundesausschusses für Berufsbil- 
dung" gestrichen. 

b) § 23 erhält folgende Fassung: 

„§ 23 a 

(1) Die Handwerkskammer hat darüber zu 
wachen, daß die Berufsausbildung nach die- 


sem Gesetz und den aufgrund dieses Geset- 
zes erlassenen Vorschriften durchgeführt 
wird, insbesondere, daß die persönliche und 
fachliche Eignung sowie die Eignung der 
Ausbildungsstätte vorliegen. 

(2) Die Uberwachungsmaßnahmen sind in 
dem erforderlichen Umfang durchzuführen. 
Die zuständige oberste Landesbehörde kann 
allgemeine Verwaltungsvorschriften erlas- 
sen, in denen die Überwachung näher gere- 
gelt wird. 

(3) Werden Mängel der Eignung festge- 
stellt, so hat die Handwerkskammer, falls 
der Mangel zu beheben und eine Gefähr- 
dung des Lehrlings (Auszubildenden) nicht 
zu erwarten ist, den Ausbildenden aufzufor- 
dern, innerhalb einer von ihr gesetzten Frist 
den Mangel zu beseitigen. Ist der Mangel 
der Eignung nicht zu beheben oder ist eine 
Gefährdung des Auszubildenden zu erwar- 
ten oder wird der Mangel nicht innerhalb 
der gesetzten Frist beseitigt, so hat die zu- 
ständige Stelle dies der nach Landesrecht 
zuständigen Behörde mitzuteilen. 

(4) Wird ein Antrag auf Untersagung 
nach § 24 gestellt, so kann die nach Landes- 
recht zuständige Behörde im Zuge des Ver- 
fahrens in der betroffenen Ausbildungsstät- 
te eine gesonderte Überprüfung durchfüh- 
ren. 

(5) Die Auszubildenden sind verpflichtet, 
der zuständigen Stelle und der zuständigen 
Behörde auf Verlangen die für die Überwa- 
chung notwendigen Auskünfte zu erteilen, 
die dafür notwendigen Unterlagen vollstän- 
dig und fristgemäß vorzulegen und zum 
Zweck der Überprüfung der Einhaltung von 
Pflichten des Ausbildenden innerhalb der 
Geschäftszeit Besichtigungen der Betriebs- 
räume, der Betriebseinrichtungen und der 
Ausbildungsplätze zu dulden. Die Auskünf- 
te sind wahrheitsgemäß, vollständig, fristge- 
mäß und, soweit nichts anderes bestimmt 
ist, unentgeltlich zu geben. 

(6) Der Auskunftspflichtige kann die Aus- 
kunft auf solche Fragen verweigern, deren 
Beantwortung ihn selbst oder einen der in 
§ 52 Abs. 1 der Strafprozeßordnung bezeich- 
neten Angehörigen der Gefahr strafgericht- 
licher Verfolgung oder eines Verfahrens 
nach dem Gesetz über Ordnungswidrigkei- 
ten aussetzen würde." 

c) Dem § 24 wird folgender Absatz 4 ange- 
fügt: 

„(4) Das Wirksamwerden der Untersa- 
gung kann aufgeschoben werden, soweit es 
das Interesse des Lehrlings (Auszubilden- 
den), die Ausbildung ordnungsgemäß abzu- 
schließen, erfordert." 
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d) Die Überschrift des Zweiten Abschnittes des 
Zweiten Teils erhält folgende Fassung: 

„Zweiter Abschnitt 

Gliederung der Berufsausbildung, Ausbil- 
dungsberufe, Ausbildungsordnungen" . 

e) § 25 erhält folgende Fassung: 

„§ 25 

(1) Die Berufsausbildung gliedert sich in 
eine breit angelegte Grundbildung und eine 
darauf aufbauende berufsqualifizierende 
Fachbildung. 

(2) Die Grundbildung soll Grundfertigkei- 
ten und Grundkenntnisse vermitteln sowie 
Verhaltensweisen einüben, die mehreren 
Ausbildungsberufen gemeinsam sind. Sie 
soll sich an Berufsfeldern orientieren und in 
der Regel ein Jahr dauern. 

(3) Die auf der Grundbildung aufbauende 
Fachbildung soll zur Befähigung für qualifi- 
zierte berufliche Tätigkeiten fachliche 
Kenntnisse und Fertigkeiten vermitteln so- 
wie den Erwerb beruflicher Erfahrung er- 
möglichen. Sie dauert in der Regel zwei 
Jahre, mindestens jedoch ein Jahr. 

(4) An eine Fachbildung von einjähriger 
Dauer, die mit einer Prüfung abschließt, 
kann eine weitere aufbauende Fachbildung 
anschließen (Stufenausbildung). Sie dauert 
in der Regel ein Jahr. 

(5) Sofern eine Gliederung in Grund- und 
Fachbildung nicht möglich ist, dauert die 
Berufsausbildung als geschlossener Ausbil- 
dungsgang in der Regel drei Jahre, minde- 
stens jedoch zwei Jahre. Absatz 4 gilt ent- 
sprechend." 

f) § 26 erhält folgende Fassung: 

„§ 26 

(1) Als Grundlage für eine geordnete, ein- 
heitliche Berufsausbildung sowie zu ihrer 
Anpassung an die technischen, wirtschaftli- 
chen und gesellschaftlichen Erfordernisse 
und deren Entwicklung kann der Bundesmi- 
nister für Wirtschaft im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Bildung und Wis- 
senschaft durch Rechtsverordnung mit Zu- 
stimmung des Bundesrates für die staatlich 
anerkannten Ausbildungsberufe (Handwer- 
ke) Ausbildungsordnungen erlassen. 

(2) Die Ausbildungsordnung hat minde- 
stens festzulegen: 

1. die Bezeichnung des Ausbildungsberu- 
fes, 

2. die Gliederung der Berufsausbildung, 


3. die Dauer der Berufsausbildung, 

4. die Fertigkeiten und Kenntnisse (Ausbil- 
dungsberufsbild), 

5. eine Anleitung zur sachlichen und zeitli- 
chen Gliederung der Fertigkeiten und 
Kenntnisse (Ausbildungsrahmenplan) , 

6. die Prüfungsanforderungen. 

(3) Der Ausbildungsrahmenplan soll so 
gestaltet sein, daß die Berufsausbildung den 
betrieblichen Möglichkeiten angepaßt wer- 
den kann. 

(4) Die Ausbildungsordnung soll Hinwei- 
se auf abgestimmte Rahmenlehrpläne der 
Berufsschule enthalten. 

(5) Wird ein Gewerbe in der Anlage A zu 
diesem Gesetz gestrichen, zusammengefaßt 
oder getrennt und wird das Berufsausbil- 
dungsverhältnis nicht gekündigt (§15 Abs. 2 
Nr. 2 des Berufsbildungsgesetzes), so gelten 
für die weitere Berufsausbildung die bishe- 
rigen Vorschriften." 

g) § 27 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Zur Entwicklung und Erprobung neu- 
er Ausbildungsformen, Prüfungsformen und 
Ausbildungsberufe kann der Bundesminister 
für Wirtschaft oder der sonst zuständige 
Fachminister im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Bildung und Wissen- 
schaft durch Rechtsverordnung mit Zustim- 
mung des Bundesrates Ausnahmen zulassen, 
die auch auf eine bestimmte Art und Zahl 
von Ausbildungsstätten beschränkt werden 
können." 

h) § 32 erhält folgende Fassung: 

»§ 32 

(1) Durch die Gesellenprüfung ist festzu- 
stellen, ob der Prüfling die erforderlichen 
Fertigkeiten beherrscht, die notwendigen 
Kenntnisse besitzt und mit dem im Berufs- 
schulunterricht vermittelten, für die Berufs- 
ausbildung wesentlichen Lehrstoff vertraut 
ist. Die Ausbildungsordnung und die ent- 
sprechenden schulischen Rahmenlehrpläne 
sind zugrunde zu legen. 

(2) Bei der Bewertung der Prüfungslei- 
stungen sind die in der Berufsschule und im 
Betrieb nachgewiesenen Leistungen soweit 
möglich einzubeziehen. Das Nähere regelt 
die Prüfungsordnung gemäß § 38. 

(3) Die Handwerkskammer kann mit der 
für das berufliche Schulwesen zuständigen 
obersten Landesbehörde vereinbaren, daß 
Teile der Abschlußprüfung gemeinsam mit 
einer landesrechtlich vorgesehenen Berufs- 
schulabschlußprüfung durchgeführt werden. 
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Die Vereinbarung kann vorsehen, daß ein- 
heitliche Prüfungsaufyaben zugrunde gelegt 
werden. Die Festlegung dieser Aufgaben 
soll durch einen Ausschuß erfolgen, dem 
Vertreter des beruflichen Schulwesens, der 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer angehö- 
ren. 

(4) Der Bundesminister für Wirtschaft 
kann im Einvernehmen mit dem Bundesmi- 
nister für Bildung und Wissenschaft durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun- 
desrates regeln, unter welchen Vorausset- 
zungen von Prüfungsleistungen befreit wer- 
den kann, wenn entsprechende Prüfungslei- 
stungen bereits in anderen Prüfungen nach 
diesem Gesetz, in Schulprüfungen, in ande- 
ren staatlichen Prüfungen oder in Hoch- 
schulprüfungen nachgewiesen worden 
sind." 

i) § 37 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Der Lehrling (Auszubildende) kann 
nach Anhören des Ausbildenden und der 
Berufsschule vor Ablauf seiner Ausbil- 
dungszeit zur Abschlußprüfung zugelassen 
werden, wenn dies aufgrund von überdurch- 
schnittlichen Leistungen in der Berufsschule 
und in der Ausbildungsstätte gerechtfertigt 
ist." 

k) § 38 erhält folgende Fassung: 

»§ 38 

Der Bundesminister für Wirtschaft kann 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
für Bildung und Wissenschaft durch Rechts- 
verordnung mit Zustimmung des Bundesra- 
tes eine Prüfungsordnung für die Gesellen- 
prüfung erlassen. Die Prüfungsordnung muß 
die Zulassung, die Gliederung der Prüfung, 
die Bewertungsmaßstäbe, die Erteilung der 
Prüfungszeugnisse, die Folgen von Verstö- 
ßen gegen die Prüfungsordnung und die 
Wiederholungsprüfung regeln." 

1) § 39 erhält folgende Fassung: 

„§ 39 

Während der Berufsausbildung ist, soweit 
in der Ausbildungsordnung vorgesehen, 
eine Zwischenprüfung durchzuführen. §§31 
bis 33 gelten entsprechend." 

m) § 41 a erhält folgende Fassung: 

„§ 41 a 

Für die Überwachung der Berufsausbil- 
dung sowie die Beratung der Ausbildcnden, 
der Lehrlinge (Auszubildenden) und der 
Ausbilder hat die Handwerkskammer Aus- 


bildungsberater in der erforderlichen Zahl 
zu bestellen." 

n) Der Sechste Abschnitt des Zweiten Teils er- 
hält folgende Fassung: 

„Sechster Abschnitt 

Berufliche Fortbildung, 
berufliche Umschulung 

§ 42 

(1) Als Grundlage für eine geordnete und 
einheitliche berufliche Aufstiegsfortbildung 
kann der Bundesminister für Wirtschaft im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Bildung und Wissenschaft durch Rechtsver- 
ordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
Fortbildungsordnungen erlassen. 

Die Fortbildungsordnung kann festlegen: 

1. die Bezeichnung des Fortbildungsberu- 
fes, 

2. die Dauer der Fortbildung, 

3. die Fertigkeiten und Kenntnisse, 

4. eine Anleitung zur sachlichen und zeitli- 
chen Gliederung der Fertigkeiten und 
Kenntnisse (Fortbildungsrahmenplan) , 

5. die Prüfungsanforderungen, das Prü- 
fungsverfahren sowie die Zulassungsvor- 
aussetzungen. 

(2) Soweit eine Rechtsverordnung nach 
Absatz 1 nicht erlassen ist, kann die Hand- 
werkskammer mit Genehmigung der nach 
Landesrecht zuständigen Behörde Ziel, In- 
halt und Art der Aufstiegsfortbildung, das 
Prüfungsverfahren, die Prüfungsanforderun- 
gen, die Zulassungsvoraussetzungen und die 
Bezeichnungen des Abschlusses regeln. §31 
Abs. 2, §§ 34, 35, 38 und 40 gelten entspre- 
chend. 

(3) Die Regelungen und Vorschriften 
nach den Absätzen 1 und 2 haben den be- 
sonderen Erfordernissen der beruflichen Bil- 
dung Erwachsener zu entsprechen. 

(4) Die Vorschriften über die Meisterprü- 
fung bleiben unberührt. 

§42a 

(1) Wer Maßnahmen der Aufstiegsfortbil- 
dung nach § 42 durchführt, hat dies der 
Handwerkskammer anzuzeigen. 

(2) Werden der Handwerkskammer Tatsa- 
chen bekannt, die darauf schließen lassen, 
daß bei der Durchführung von Maßnahmen 
der Aufstiegsfortbildung nach § 42 der Fort- 
bildungszweck gefährdet ist, so hat sie die 
nach Landesrecht zuständige Behörde zu 
unterrichten. § 24 gilt entsprechend. 
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§42b 

Fortbildungsordnungen können auch für 
Maßnahmen der Anpassungsfortbildung er- 
lassen werden, wenn mit den Maßnahmen 
üblicherweise Leistungsnachweise verbun- 
den sind oder wenn aufgrund der Fortent- 
wicklung der Anforderungen im Beruf die 
Wahrung einheitlicher Leistungsmaßstäbe 
vorrangig geboten ist. Im übrigen gelten 
für die Regelungen der Anpassungsfortbil- 
dung die Vorschriften nach §42 Abs. 1, 2 
und 3 entsprechend. 

§ 42 c 

(1) Maßnahmen der beruflichen Umschu- 
lung müssen nach Inhalt, Art, Ziel und Dau- 
er den besonderen Erfordernissen der beruf- 
lichen Bildung Erwachsener entsprechen. 

(2) Zum Nachweis von Kenntnissen, Fer- 
tigkeiten und Erfahrungen, die durch die 
berufliche Umschulung erworben worden 
sind, kann die Handwerkskammer Prüfun- 
gen durchführen; sie müssen den besonde- 
ren Erfordernissen der beruflichen Bildung 
Erwachsener entsprechen. Die Handwerks- 
kammer regelt den Inhalt, das Ziel, die An- 
forderungen, das Verfahren dieser Prüfun- 
gen, die Zulassungsvoraussetzungen und er- 
richtet Prüfungsausschüsse; § 31 Abs. 2, 
§§ 34, 35, 38, 40 und 42 Abs. 2 gelten ent- 
sprechend. 

(3) Bei der Umschulung für einen aner- 
kannten Ausbildungsberuf sind das Ausbil- 
dungsberufsbild (§ 25 Abs. 2 Nr. 4), der Aus- 
bildungsrahmenplan (§ 25 Abs. 2 Nr. 5) und 
die Prüfungsanforderungen (§ 25 Abs. 2 
Nr. 6) unter Berücksichtigung der besonde- 
ren Erfordernisse der beruflichen Bildung 
Erwachsener zugrunde zu legen. Der Bundes- 
minister für Wirtschaft kann im Einverneh- 
men mit dem Bundesminister für Bildung 
und Wissenschaft durch Rechtsverordnung 
mit Zustimmung des Bundesrates Inhalt, 
Art, Ziel und Dauer der beruflichen Um- 
schulung bestimmen. 

(4) Die Handwerkskammer hat die Durch- 
führung der Umschulung zu überwachen. 
§§ 23 a und 24 gelten entsprechend." 

o) Der Siebente Abschnitt des Zweiten Teils 
wird gestrichen. 

q) § 43 Abs. 1 und 2 erhalten folgende Fassung: 

„(1) Die Handwerkskammer errichtet ei- 
nen Berufsbildungsausschuß. Ihm gehören 
sechs Beauftragte der Arbeitgeber, sechs 
Beauftragte der Arbeitnehmer und sechs 
Lehrer an beruflichen Schulen an. Drei Be- 
auftragte der Arbeitgeber sollen selbständi- 


ge Handwerker, drei Beauftragte der Arbeit- 
nehmer sollen Ausbilder in einem Betrieb 
oder einer überbetrieblichen Ausbildungs- 
stätte sein. 

(2) Die Beauftragten Arbeitgeber werden 
von der Gruppe der selbständigen Handwer- 
ker, die Beauftragten der Arbeitnehmer von 
der Gruppe der Vertreter der Gesellen in 
der Vollversammlung gewählt. Die Lehrer 
an beruflichen Schulen werden von der 
nach Landesrecht zuständigen Behörde 
längstens für vier Jahre als Mitglieder beru- 
fen." 

r) § 44 wird wie folgt geändert; 

aa) In Absatz 1 wird folgender Satz 2 ange- 
fügt: 

„Er kann jederzeit vom Leiter der zu- 
ständigen Stelle Berichterstattung ver- 
langen." 

bb) In Absatz 2 wird die Zahl „42 a" ersetzt 
durch die Zahl „42 c". 

cc) Es werden folgende Absätze 4 und 5 an- 
gefügt; 

„(4) Vor Bestellung und Abberufung 
von Ausbildungsberater ist dem Berufs- 
bildungsausschuß rechtzeitig Gelegen- 
heit zur Stellungnahme zu geben. 

(5) Der Berufsbildungsausschuß ist 
rechtzeitig darüber zu unterrichten, 
welche Mittel für die Berufsbildung in 
die Voranschläge für den Haushalts- 
plan aufgenommen werden sollen; ihm 
ist Gelegenheit zur Stellungnahme zu 
geben." 

s) § 44 a Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Der Berufsbildungsausschuß ist be- 
schlußfähig, wenn mehr als die Hälfte sei- 
ner Mitglieder anwesend ist. Er beschließt 
mit der Mehrheit von drei Vierteln der an- 
wesenden Mitglieder." 

t) § 54 Abs. 1 Nr. 3 erhält folgende Fassung: 

„3. die Berufsausbildung zu fördern und 
entsprechend den Vorschriften der 
Handwerkskammer bei der Überwa- 
chung mitzuwirken." 

u) § 61 wird wie folgt geändert; 

aa) In Absatz 2 wird die Nummer 6 gestri- 
chen. 

bb) In Absatz 3 werden die Zahl 6 und das 
Komma gestrichen. 

v) § 67 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Die Handwerksinnung kann einen 
Ausschuß zur Schlichtung von Streitigkei- 
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ten zwischen Ausbildenden und Lehrlingen 
(Auszubildenden) errichten, soweit sie hiei- 
zu von der Handwerkskammer ermächtigt 
wird. Der Ausschuß ist für alle Berufsaus- 
biidungsverhältnisse der in der Handwerks- 
innung vertretenen Handwerke ihres Be- 
zirks zuständig. Die Handwerkskammer er- 
läßt die hierfür erforderliche Verfahrensord- 
nung." 

w) § 68 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 
aa) Nummer 1 wird gestrichen. 

bb) Nummer 2 erhält folgende Fassung: 

„2. Bei Maßnahmen zur Förderung der 
Berufsausbildung und der Überwa- 
chung (§ 54 Abs. 1 Nr. 3),". 

x) § 91 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 4 wird die Zahl „41 a" er- 
setzt durch die Zahl „23 a". 

bb) Nummer 4 a erhält folgende Fassung: 

„4 a. Vorschriften für Prüfungen bei 
einer beruflichen Fortbildung oder 
Umschulung im Rahmen der §§ 42, 
42 b und 42 c zu erlassen und Prü- 
fungsausschüsse hierfür zu errich- 
ten." 

cc) In Nummer 5 werden die Worte „Gesel- 
lenprüfungsordnungen für einzelne 
Handwerke zu erlassen (§ 38)," gestri- 
chen. 

y) § 106 Abs. 1 Nr. 9 erhält folgende Fassung: 

„9. Der Erlaß der Meisterprüfungsordnun- 
gen (§ 91 Abs. 1 Nr. 6)." 

46. § 102 Nr. 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Zur Beilegung von Streitigkeiten zwischen 
Ausbildenden und Auszubildenden aus einem 
Ausbildungsverhältnis können die nach dem 
Berufsbidlungsgesetz zuständigen Stellen und, 
soweit sie von der Handwerkskammer dazu er- 
mächtigt sind, die Handwerksinnungen Aus- 
schüsse bilden, denen Arbeitgeber und Arbeit- 
nehmer in gleicher Zahl angehören müssen." 

47. In § 108 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Die vor dem Inkrafttreten dieses Geset- 
zes vergleichbaren Berufsbildungseinrichtun- 


gen außerhalb der Wirtschaft oder sonstigen 
Berufsbildungseinrichtungen (§ 1 Abs. 5) einge- 
räumten Rechte, wie sie nunmehr §29 Abs. 1, 
§ 40 Abs. 3 und § 43 dieses Gesetzes oder § 27 a 
Abs. 1, §37 Abs. 3 und §40 Abs. 3 der Hand- 
werksordnung entsprechen, bleiben unberührt. 
Dies gilt bei Fällen, die dem § 43 dieses Geset- 
zes und dem § 40 Abs. 3 der Handwerksord- 
nung entsprechen, jedoch nur, wenn der Aus- 
bildungsplan der vergleichbaren Einrichtung 
oder der sonstigen Berufsbildungseinrichtungen 
Änderungen von Ausbildungsordnungen je- 
weils entsprechend berücksichtigt." 


48. Nach §111 wird folgender § 1 1 1 a eingefügt: 

„§ 111 a 

Übergang von Aufgaben und Zuständigkeiten 

„(1) Soweit dieses Gesetz Zuständigkeiten 
für seine Durchführung ändert, haben die das 
Berufsbildungsgesetz vom 14. August 1969 und 
die Handwerksordnung durchführenden Stellen 
ihre Aufgabe soweit und solange wahrzuneh- 
men, bis die dieses Gesetz durchzuführenden 
Stellen die Übernahme der Aufgaben anzeigen. 
Diese Übernahme ist bis zum Ablauf von zwei 
Jahren nach Inkrafttreten dieses Gesetzes anzu- 
zeigen. 

(2) Soweit dieses Gesetz keine andere Rege- 
lung enthält, bestimmt die Landesregierung 
oder die von ihr bestimmte Stelle die für die 
Ausführung dieses Gesetzes zuständigen Be- 
hörden." 


49. In §§ 21, 43, Abs. 1 und 2, §76 Abs. 2, §77 
Abs. 5, § 80 Abs. 2, § 81 Abs. 4, § 82 Abs. 2, § 95 
Abs. 4, § 96 Abs. 2 werden die Worte „nach 
Anhören des Bundesausschusses für Berufsbil- 
dung" gestrichen. In § 97 wird Satz 2 gestri- 
chen. 


Artikel 2 

Ermächtigung zur Neubekanntmachung 
des Berufsbildungsgesetzes 

Der Bundesminister lür Bildung und Wissen- 
schaft wird ermächtigt, den Wortlaut des Berufsbil- 
dungsgesetzes in der sich aus diesem Gesetz erge- 
benden Fassung neu bekanntzumachen. Er kann da- 
bei Unstimmigkeiten des Wortlautes bereinigen 
und die Paragraphenfolge ändern. 
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Artikel 3 

Beriin>Klausel 

Dieses Gesetz gilt nadi Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die aufgrund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 


Artikel 4 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1977 in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeines 

Das Berufsbildungsgesetz vom 14. August 1969 hat 
sich nach den bisherigen Erfahrungen in seiner 
Grundkonzeption bewährt. Es stellt auch eine trag- 
fähige Basis dar, um die berufliche Bildung weiter 
zu entwickeln und zu einem gleichwertigen Teil 
des Bildungssystems auszubauen. Der bisherige 
Stand der bildungspolitischen Diskussion hat keine 
überzeugenden Argumente dafür geliefert, daß die 
quantitative und qualitative Weiterentwicklung der 
beruflichen Bildung eine grundlegende Neufassung 
des Berufsbildungsgesetzes erfordern würde. 

Vordringlich erscheint vielmehr, das Berufsbil- 
dungsgesetz in einzelnen Teilbereichen an die zwi- 
schenzeitliche Entwicklung anzupassen. Darüber 
hinaus muß das Gesetz in einer Reihe von Einzel- 
vorschriften geändert werden, bei denen sich nach 
den bisherigen Erfahrungen Mängel gezeigt ha- 
ben. 

Die wichtigsten Zielsetzungen des vorliegenden Ge- 
setzentwurfs sind: 

1. Im Gesetz sollen klare Aussagen zur künftigen 
Struktur der beruflichen Erstausbildung getrof- 
fen werden. Dabei werden die Übereinkünfte be- 
rücksichtigt, die Bund und Länder im Bildungs- 
gesamtplan sowie Stufenplan zu Schwerpunkten 
der beruflichen Bildung getroffen haben. Eindeu- 
tige Festlegungen über die Struktur sind des- 
halb notwendig, um den an der beruflichen Bil- 
dung Beteiligten eine längerfristige Orientie- 
rung und Planung zu ermöglichen. 

2. Wegen der Bedeutung der beruflichen Bildung 
für den einzelnen und für die Gesellschaft soll 
im Gesetz eine stärkere Verantwortung des 
Staates für die Überwachung verankert werden, 
ohne daß die Zuständigkeit der zuständigen 
Stellen für diese Aufgabe beeinträchtigt wird. 
Der Entwurf sieht deshalb u. a. vor, daß die 
Überwachung durch allgemeine Verwaltungs- 
vorschriften näher geregelt werden kann. 

3. Die Vorschriften über das Prüfungswesen wer- 
den verbessert. Vor allem wird die Möglichkeit 
geschaffen, daß in der Berufsschule nachgewie- 
sene Leistungen in die Abschlußprüfung einbe- 
zogen werden können. Darüber hinaus werden 
die Voraussetzungen für ein enges Zusammen- 
wirken von Kammer und Berufsschule bei der 
organisatorischen Durchführung der Abschluß- 
prüfung geschaffen. Hierbei wird darauf geach- 
tet, daß keine Zersplitterung der Ausbildungs- 
gänge erfolgt und daß die Bedeutung der Ab- 
schlußprüfung als Gesamtqualifikation nicht 
ausgehöhlt wird. 


4. Ein Kernziel des Entwurfs besteht darin, die 
Voraussetzungen für ein wirksames und part- 
nerschaftliches Abstimmungsverfahren zwischen 
Ausbildungs- und Fortbildungsordnungen des 
Bundes und den schulischen Rahmenlehrplänen 
der Länder zu schaffen. Aus verfassungsrechtli- 
chen Gründen kann das Abstimmungsverfahren 
selbst nicht im Berufsbildungsgesetz, sondern 
nur außerhalb des Gesetzes durch eine Verein- 
barung zwischen dem Bund und den Ländern ge- 
regelt werden. Der Gesetzentwurf geht davon 
aus, daß durch eine noch abzuschließende Ver- 
einbarung von Bund und den Ländern eine Zen- 
tralstelle für berufliche Bildung errichtet wird, 
in der auch die an der beruflichen Bildung be- 
teiligten Gruppen angemessene Mitwirkungs- 
möglichkeiten erhalten. Der Entwurf für diese 
Vereinbarung ist im Anhang enthalten. 

5. Die Vorschriften über Einzelbereiche der beruf- 
lichen Bildung werden im Interesse einer besse- 
ren Entfaltung konkretisiert und an die zwi- 
schenzeitliche Entwicklung angepaßt. Dies gilt 
insbesondere für die berufliche Fortbildung, die 
berufliche Bildung Behinderter sowie die Berei- 
che des Strafvollzuges und der Erziehungshilfe, 

6. Im organisationsrechtlichen Teil wird eine mög- 
lichst weitgehende Konzentration und Straffung 
angestrebt. Deshalb soll der Bundesausschuß für 
Berufsbildung aufgelöst werden, da seine Aufga- 
ben im Rahmen der von Bund und den Ländern 
zu errichtenden Zentralstelle für berufliche Bil- 
dung wahrgenommen werden können. Auch wer- 
den die Voraussetzungen dafür geschaffen, daß 
die Zahl der zuständigen Stellen reduziert wer- 
den kann. Weiterhin strebt der Entwurf an, daß 
beim Landesausschuß für Berufsbildung sowie 
bei den Berufsbildungsausschüssen der zuständi- 
gen Stellen im Interesse einer partnerschaftli- 
chen Zusammenarbeit eine gleichberechtigte 
Mitwirkung aller an der beruflichen Bildung be- 
teiligten Gruppen erreicht wird. Die Neufassung 
gewährleistet, daß der Kernbereich der Selbst- 
verwaltung nicht beeinträchtigt wird und daß 
die Funktionsfähigkeit der zuständigen Stellen 
nicht gefährdet wird. 

7. Da für die Weiterentwicklung der beruflichen 
Bildung ein ausreichendes statistisches Instru- 
mentarium notwendig ist, sieht der Entwurf die 
Einführung einer Berufsbildungsstatistik als 
Bundesstatistik vor. Dabei ist sichergestellt, daß 
nur die unbedingt notwendigen Daten erhoben 
werden und daß der entstehende Verwaltungs- 
aufwand in vertretbaren Grenzen bleibt. 

8. Schließlich werden eine größere Zahl von Ein- 
zelvorschriften des geltenden Gesetzes geändert, 
bei denen nach den bisherigen Erfahrungen sich 
Mängel gezeigt haben. 
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B. Zu den einzelnen Vorschriften 


Zu Artikel 1 — Änderung des Berufsbildungsge- 
setzes — 

Zu Nummer 1 — § 1 — 

Die Gliederung der Berufsausbildung gehört sub- 
stantiell nicht in die „Allgemeinen Vorschriften". 
Ziel der Berufsausbildung ist vor allem eine Befähi- 
gung zu qualifizierter Berufstätigkeit. Die Vermitt- 
lung entsprechender Fertigkeiten und Kenntnisse 
und Ermöglichung von Berufserfahrung sind die da- 
für erforderlichen Mittel und nicht „Selbstzweck" 
der Berufsausbildung. 

Die Neufassung des § 1 Abs. 3 dient der aus sachli- 
chen und rechtlichen Gründen erforderlichen Klar- 
stellung, daß die berufliche Fortbildung zwei Berei- 
che umfaßt, die in ihrer inhaltlichen Ausgestaltung 
unterschiedlichen Ordnungsprinzipien unterlie- 
gen. 

Zu Nummer 2 — § 2 — 

Die Änderung erfolgt aus systematischen Gründen. 
Die Regelung nach § 83 ist hier aufzunehmen. § 83 
ist zu streichen. 


Zu Nummer 3 — § 3 — 

Es handelt sich um eine notwendige Klarstellung 
gegenüber der derzeitigen Fassung. 

Zu Nummer 4 — § 4 — 

Die derzeit geltende Fassung, die auch bei unwe- 
sentlichen Änderungen die Absätze 1 bis 3 für ent- 
sprechend anwendbar erklärt, ist nicht praktika- 
bel. 

Zu Nummer 5 — § 10 — 

Hier soll Schwierigkeiten begegnet werden, die 
sich in der Vergangenheit bei der Durchführung 
von Ausbildungsmaßnahmen in überbetrieblichen 
Ausbildungsstätten ergeben haben. So kann es bei- 
spielsweise erforderlich sein, beim Konkurs eines 
Ausbildungsbetriebs die Ausbildung in einer über- 
betrieblichen Ausbildungsstätte zum Abschluß zu 
bringen. Auch kann sich die Notwendigkeit erge- 
ben, die Berufsausbildung bestimmter Personen- 
gruppen mit einem abweichenden Lemverhalten, 
für die betriebliche Ausbildungsplätze nicht verfüg- 
bar sind, in einer überbetrieblichen Einrichtung 
vorübergehend durchzuführen. Die Verpflichtung 
zur Zahlung der Ausbildungsvergütung stellt in 
diesen Fällen oft ein entscheidendes Hindernis dar. 
Die Ausnahmegenehmigung soll nur unter engen 
Voraussetzungen und nur in dem unbedingt erfor- 
derlichen Umfang erteilt werden. Die Vorschrift 
wird deshalb keine Anwendung finden, soweit es 
sich um ergänzende Lehrgänge mit der üblichen 
Dauer handelt. 


Zu Nummer 6 — § 13 — 

Der neu eingefügte Absatz 2 läßt die Vereinbarung 
einer weiteren Probezeit dann zu, wenn während 
der Probezeit im Sinne des Absatzes 1 die Ausbil- 
dung zum überwiegenden Teil nicht beim Vertrags- 
partner abgeleistet werden kann. Dieser Fall kann 
insbesondere eintreten, wenn am Beginn der Aus- 
bildung eine schulische Blockunterrichtsphase oder 
eine etwa in der Ausbildungsordnung vorgeschrie- 
bene überbetriebliche Ausbildungsphase liegt. Mit 
dem Genehmigungserfordernis soll sichergestellt 
werden, daß die Interessen des Auszubildenden ge- 
schützt werden. 

Zu Nummer 7 — § 14 — 

Die bisherige Fassung des § 14 Abs. 2 hat in der 
Praxis zu Schwierigkeiten geführt. Im Interesse der 
Rechtsklarheit erscheint es zweckmäßig, bei Beste- 
hen der Abschlußprüfung vor Ablauf der Ausbil- 
dungszeit für die Beendigung des Ausbildungs Ver- 
hältnisses den Tag der Feststellung des Prüfungser- 
gebnisses zu wählen. Damit wird eine praktikable 
Regelung erreicht, die sowohl den berechtigten Be- 
langen, des Auszubildenden wie des Ausbildenden 
Rechnung trägt. 

Zu Nummer 8 — § 17 — 

Es handelt sich um eine notwendige Klarstellung. 
Die Weiterbeschäftigung kann nur dann die in § 17 
festgelegten Folgen nach sich ziehen, wenn sie in 
Kenntnis der Tatsache erfolgt, daß der Auszubil- 
dende die Abschlußprüfung bestanden hat. 

Zu Nummer 9 — § 23 — 

Die Vorschrift knüpft an § 23 und § 45 des gelten- 
den Berufsbildungsgesetzes an. Die Neufassung soll 
eine wirksamere Überwachung der Berufsausbil- 
dung gewährleisten. Mit den neu aufgenommenen 
Bestimmungen der Absätze 2 und 4 soll gleichzeitig 
auch die Verantwortung des Staates bei der Durch- 
führung der Überwachung verstärkt werden, ohne 
daß dadurch die Zuständigkeit der Kammern für 
diese Aufgaben beeinträchtigt wird. 

Absatz 1 faßt die Funktionen der Eignungsfeststel- 
lung im Sinne des bisherigen § 23 Abs. 1 und der 
Überwachung im Sinne des bisherigen § 45 Abs. 1 
aus systematischen Gründen zusammen. 

Absatz 2 sieht vor, daß die Uberwachungsmaßnah- 
men durch allgemeine Verwaltungsvorschriften der 
zuständigen obersten Landesbehörden näher gere- 
gelt werden können. 

Absatz 3 ist identisch mit der Vorschrift des bishe- 
rigen § 23 Abs. 2. 

Absatz 4 stellt klar, daß im Zuge eines Verfahrens 
nach § 24 die zuständige Behörde selbst in der be- 
troffenen Ausbildungsstätte eine zusätzliche Über- 
prüfung vornehmen kann. 

Absatz 5 und Absatz 6 sind inhaltlich identisch mit 
§ 45 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 des geltenden Berufs- 


20 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/4823 


bildungsgesetzes. Die Auskunftspflicht nach Ab- 
satz 5 besteht auch gegenüber den nach Landes- 
recht zuständigen Behörden. 

Zu Nummer 10 — § 24 — 

Absatz 4 schafft die Möglichkeit, das Wirksamwer- 
den der Untersagung im Interesse des Auszubilden- 
den aufzuschieben. Dies kann notwendig werden, 
wenn beispielsweise nur noch ein kürzerer Teil der 
Ausbildungszeit abzulegen ist und eine anderweiti- 
ge Unterbringung des Auszubildenden auf Schwie- 
rigkeiten stoßen würde. 

Zu Nummer 11 Überschrift des Zweiten Ab- 
schnitts des Dritten Teils — 

Das Berufsbildungsgesetz von 1969 konnte die zwi- 
schen dem Bund und den Ländern in Aussicht ge- 
nommene Gliederung der Berufsausbildung in eine 
„berufsfeldorientierte Grundbildung und darauf auf- 
bauende berufsqualifizierende Fachbildung" (Bil- 
dungsgesamtplan) nicht berücksichtigen. Die Erfah- 
rungen haben gezeigt, daß im Gesetz Aussagen 
über die künftige Gliederung der Berufsausbildung 
erforderlich sind. Da nur eine schrittweise Entwick- 
lung abgestimmter Inhalte und Ziele möglich sein 
wird und der Ausbau eines Berufsgrundbildungs- 
jahres nur mittel- und langfristig vollziehbar ist, 
müssen hinreichende Möglichkeiten für Ausnahme- 
regelungen erhalten bleiben. 

Die Aussagen zur Gliederung der Berufsausbildung 
erfordern eine Neufassung der Überschrift. 

Zu Nummer 12 — § 25 — 

Absatz 1 enthält die Grundaussage zur Gliederung 
der Berufsausbildung in eine breit angelegte 
Grundbildung und eine darauf aufbauende berufs- 
qualifizierende Fachbildung. Dies entspricht den 
Zielvorstellungen des Bildungsgesamtplans. 

Absatz 2 knüpft an § 26 Abs. 2 des geltenden Be- 
rufsbildungsgesetzes an. Er berücksichtigt die zwi- 
schenzeitliche Entwicklung in Richtung auf eine 
berufsfeldbezogene Grundbildung. Es wird davon 
ausgegangen, daß in einem Berufsfeld dieAusbil- 
dungsberufe zusammengefaßt werden, deren Aus- 
bildungsinhalte in einem ersten Ausbildungsab- 
schnitt gemeinsam vermittelt werden. Bei der Ge- 
staltung der Grundbildung ist ein reibungsloser 
Übergang in die berufliche Fachbildung sicherzu- 
stellen. Die Regeldauer von einem Jahr entspricht 
den in Aussicht genommenen Entwicklungen des 
Beruf sgrundbildungsj ahres. 

Absatz 3 definiert die Fachbildung und nimmt fol- 
gerichtig die Aussage des § 1 Abs. 2 (Neufassung) 
wieder auf. 

Absatz 4 soll die Fortführung der Stufenausbildung 
in den Berufsbereichen ermöglichen, in denen diese 
Gliederungsform erforderlich ist und sich bewährt 
hat. 

Absatz 5 läßt die Ausnahme einer nicht in Grund- 
und Fachbildung gegliederten Berufsausbildung zu, 


söweil dies — insbesondere von den Ausbildungs- 
inhalten her — erforderlich ist. 

Zu Nummer 13 — § 26 — 

Absatz 1 entspricht § 25 Abs. 1 des geltenden Geset- 
zes. Die Zustimmung des Bundesrates ist wegen der 
dringend notwendigen Abstimmung von Ausbil- 
dungsordnungen und Rahmenlehrplänen erforder- 
lich. 

Absatz 2 nimmt die meisten Aussagen von § 25 
Abs. 1 des geltenden Gesetzes wieder auf. Die Glie- 
derung (Nummer 2) ist als zusätzliche Bestimmung 
aufgrund der Neufassung des § 25 aufzunehmen. 

Absatz 3 stellt klar, daß die durch den Ausbildungs- 
rahmenplan vorgegebene sachliche und zeitliche 
Gliederung an die betrieblichen Möglichkeiten an- 
gepaßt werden kann, soweit dadurch die Qualität 
der Ausbildung nicht vermindert wird. 

Absatz 4 sieht die Aufnahme von Hinweisen auf 
entsprechende abgestimmte Rahmenlehrpläne vor. 
Dies erscheint zur Darstellung der Einheit des Aus- 
bildungsganges und zur besseren Abstimmung der 
Ausbildung in Betrieb und Schule zweckmäßig. Es 
wird davon ausgegangen, daß auch in den Rahmen- 
lehrpläfien ein entsprechender Hinweis aufgenom- 
men wird. 

Absatz 5 entspricht § 25 Abs. 3 des geltenden Be- 
rufsbildungsgesetzes. 

Zu Nummer 14 — § 28 — 

Die Weiterentwicklung der beruflichen Bildung 
macht es erforderlich, daß auch neue Prüfungsfor- 
men, wie beispielsweise ausbildungsbegleitende 
Leistungsnachweise, erprobt werden können. Für 
die Rechtsverordnung ist die Zustimmung des Bun- 
desrates erforderlich, da bei der Erprobung in der 
Regel der Bereich des beruflichen Schulwesens be- 
rührt wird. 

Zu Nummer 15 — § 32 — 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zur Ände- 
rung von § 23. 

Zu Nummer 16 — § 35 — 

Die Vorschrift knüpft an § 35 des geltenden Geset- 
zes an und berücksichtigt zwischenzeitliche Erfah- 
rungen. Die jetzige Fassung soll eine Weiterent- 
wicklung des Prüfungswesens und vor allem auch 
eine engere Zusammenarbeit zwischen den zustän- 
digen Stellen und den Berufsschulen bei der Durch- 
führung der Prüfungen ermöglichen. 

Absatz 1 beinhaltet einige redaktionelle Änderun- 
gen. Durch Streichung des Wortes „ihm" wird klar- 
gestellt, daß für den Prüfungsgegenstand der im Be- 
rufsschulunterricht generell vermittelte Lehrstoff 
maßgebend ist und daß es nicht darauf ankommt, 
was jedem einzelnen Auszubildenden individuell 
vermittelt wurde. 
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Absatz 2 soll eine Vereinfachung des Prüfungswe- 
sens dadurch ermöglichen, daß nachgewiesene Lei- 
stungen in der Berufsschule in die Abschlußprü- 
fung mit übernommen werden. Dadurch soll ver- 
mieden werden, daß der Prüfling in der Berufsschu- 
le und in der Abschlußprüfung innerhalb kurzer 
Zeit das gleiche geprüft wird. Die dafür notwendige 
Vereinbarung zwischen der zuständigen Stelle und 
der Schulaufsichtsbehörde stellt sicher, daß die be- 
sonderen regionalen Verhältnisse berücksichtigt 
werden. 

Absatz 3 trägt der Tatsache Rechnung, daß in eini- 
gen Ländern aufgrund von Schulordnungen Berufs- 
sdiulabsdilußprüfungen durdigeführt werden, die 
auch den nach Absatz 1 im Berufsschulunterricht 
vermittelten, für die Berufsausbildung wesentlichen 
Lehrstoff zum Gegenstand haben. Um insoweit Dop- 
pelprüfungen zu vermeiden, ermöglicht Absatz 3 
Vereinbarungen, wonach Teile der Abschlußprü- 
fung nach diesem Gesetz und der Schulabschluß- 
prüfung organisatorisch gemeinsam durchgeführt 
werden. Hierbei können überregional einheitliche 
Aufgaben zugrunde gelegt werden. Da die Prüfungs- 
ausschüsse nach § 37 diese Aufgaben übernehmen 
müssen, wird davon ausgegangen, daß dem für die 
Festlegung der Aufgaben zuständigen Gremium 
Vertreter des beruflichen Schulwesens, der Arbeit- 
geber und der Arbeitnehmer angehören. Die Zu- 
ständigkeit der Prüfungsausschüsse nach § 37 für 
die Bewertung wird durch die Vereinbarung nicht 
berührt. 

Absatz 4 schafft die Möglichkeit, daß ein Prüfungs- 
teilnehmer von Prüfungsleistungen befreit wird, 
wenn er entsprechende Prüfungsleistungen bereits 
in anderen Prüfungen nachgewiesen hat. Um eine 
bildungspolitisch nicht erwünschte Aushöhlung der 
Ausbildungsgänge und eine Abwertung der Ab- 
schlußprüfung als Gesamtqualifikation zu vermei- 
den, soll eine Befreiung nur dann erfolgen, wenn es 
sich um größere, in sich geschlossene Prüfungs- 
komplexe handelt, die ohne Schwierigkeit in die 
Gesamtbewertung einbezogen werden können. Da 
die Feststellung, ob und welche Prüfungsleistungen 
sich entsprechen, einen genauen Vergleich der Bil- 
dungsgänge erforderlich macht, setzt die Anrech- 
nung eine Regelung durch eine Rechtsverordnung 
voraus. 

Zu Nummer 17 — § 40 — 

Es handelt sich um eine notwendige Konkretisie- 
rung von § 40 Abs. 1 des geltenden Gesetzes. Eine 
vorzeitige Zulassung ist auch im wohlverstandenen 
Interesse des Auszubildenden selbst nur dann ge- 
rechtfertigt, wenn er sowohl in der Berufsschule 
wie im Betrieb überdurchschnittliche Leistungen 
aufweist. Auch eine vorzeitige Zulassung kann nur 
zu den üblichen Prüfungsterminen erfolgen. 

Zu Nummer 18 — § 41 — 

Abweidiung von § 41 des geltenden Berufsbildungs- 
gesetzes soll die Prüfungsordnung künftig nicht 
mehr von der zuständigen Stelle, sondern im Inter- 


esse einer einheitlichen Regelung vom zuständigen 
Bundesminister durch Rechtsverordnung mit Zu- 
stimmung des Bundesrates erlassen werden. Die Zu- 
stimmung des Bundesrates ist notwendig, da gerade 
auch bei der Prüfungsordnung eine Abstimmung 
mit dem beruflichen Schulwesen gewährleistet sein 
muß. 

Zu Nummer 19 — § 42 — 

Abweidiend von § 42 des geltenden Berufsbil- 
dungsgesetzes soll eine Zwischenprüfung künftig 
nur noch dann erfolgen, wenn sie ausdrücklich in 
der Ausbildungsordnung vorgesehen ist. Dies wird 
in der Regel nur bei mindestens dreijährigen Aus- 
bildungsberufen zweckmäßig sein. Eine Zwischen- 
prüfung ist nur dann sinnvoll, wenn eine entspre- 
chende Gliederung des Ausbildungsrahmenplans 
vorliegt. 

Zu Nummer 20 — § 45 — 

Die Neufassung wird notwendig, da nunmehr die 
Überwachung generell in § 23 Abs. 1 geregelt wird. 
Abweichend von der geltenden Fassung soll klarge- 
stellt werden, daß der Ausbildungsberater auch die 
Ausbilder zu beraten hat. 

Die Ausbildungsberater sind „in der erforderlichen 
ZahP' zu bestellen. Eine konkrete Festlegung dar- 
über ist im Gesetz nidit möglich, weil die Zahl der 
Ausbildungsberater von den jeweiligen Verhältnis- 
sen im Zuständigkeitsbereich der zuständigen Stel- 
len abhängt (Zahl der Auszubildenden, Zahl der 
Ausbildungsstätten, erfaßte Ausbildungsberufe 
usw.). 

Zu Nummer 21 — Überschrift des Sechsten Ab- 
sdinitts des Dritten Teils — 

Entsprechend der Systematik in § 1 Abs. 3 ist bei 
der Ordnung der beruflichen Fortbildung zwischen 
Aufstiegsfortbildung und Anpassungsfortbildung zu 
unterscheiden. 

Die bisherigen Regelungen nach § 46 bedürfen ei- 
nerseits für die berufliche Aufstiegsfortbildung ei- 
ner näheren Präzisierung, sie sind andererseits für 
den komplexen Bereich der Anpassungsfortbildung 
zu wenig flexibel und deshalb entsprechend zu än- 
dern. 

Den Ländern steht die Regelung der Weiterbildung 
für Erwachsene insbesondere für die verschiedenen 
Bereidie der allgemeinen und politischen (Weiter-) 
Bildung nach dem Grundgesetz zu. In diesem Kom- 
petenzbereich wird mit den Vorschriften dieses Ab- 
schnitts nicht eingegriffen. 

Zu Nummer 22 — § 46 — 

Die Vorschrift knüpft an das bisherige Recht an. 
Sie ermöglicht für den Bereich der Aufstiegsfortbil- 
dung eine abschließende Regelung durch Rechts- 
verordnungen des Bundes, soweit eine bundesein- 
heitliche Regelung geboten erscheint. Bis zum In- 
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krafttreten solcher Bestimmungen können die zu- 
ständigen Stellen, die im übrigen ihre Zuständigkei- 
ten behalten, Regelungen treffen, über das vorgese- 
hene Verwaltungsabkommen erhalten die an der 
beruflichen Bildung beteiligten Gruppen weitgehen- 
de Mitwirkungsredite bei der Erarbeitung der Fort- 
bildungsordnungen. 

Im Absatz 3 war im Hinblick auf das bisherige 
Recht eine Klarstellung vorzunehmen. 

Absatz 4 berücksichtigt die sich aus der Hand- 
werksordnung für die Meisterprüfung ergebende 
Sonderregelung. 

Zu Nummer 23 — §§ 46 a und 46 b — 

Die Vorschrift des § 46 a ermöglicht die Aufsicht 
über solche Maßnahmen der Aufstiegsfortbildung, 
die nach § 46 b geregelt sind. Eine weitergehende 
ATifsicht, insbesondere für Maßnahmen außerhalb 
des § 46, ist nicht erforderlich. 

Die Vorschrift des § 46 b berücksichtigt, daß sich 
der Gesetzgeber bei der Ordnung der beruflichen 
Anpassungsfortbildung Zurückhaltung auferlegen 
muß, da dieser Bereich wegen seiner Vielfältigkeit 
und seines permanenten Wandels nur begrenzt re- 
gelungsfähig ist. Satz 1 läßt deshalb eine Regelung 
nur für Maßnahmen zu, die üblicherweise mit Zerti- 
fikaten abschließen oder bei denen einheitliche Lei- 
stungsmaßstäbe notwendig sind. 

Zu Nummer 24 — § 47 — 

Die Änderungen dienen der erforderlichen Klarstel- 
lung. Die Zustimmung des Bundesrates ist wegen 
des Zusammenhangs mit der beruflichen Erstausbil- 
dung und der Fortbildung notwendig. 

Zu Nummer 25 — Siebenter Abschnitt des Dritten 
Teils — 

Die Vorschriften des geltenden Berufsbildungsge- 
setzes über die berufliche Bildung Behinderter wei- 
sen erhebliche Lücken auf. Die bisherigen Erfah- 
rungen haben gezeigt, daß es notwendig ist, diese 
Vorschriften zu konkretisieren und zum Teil neu zu 
fassen. Für Lernbehinderte, Körperbehinderte und 
geistig sowie seelisch Behinderte soll durch flexible 
Regelungen sichergestellt werden, daß sich auch 
dieser Personenkreis beruflich qualifizieren kann. 
Hierbei ist darauf geachtet, daß Behinderte 
soweit möglich einen üblichen Berufsabschluß im 
dualen System erreichen können. Soweit diesem 
Ziel Art und Schwere der Behinderung entgegenste- 
hen, eröffnet die Neufassung Möglichkeiten, auch 
solche Behinderte zu einem Berufsabschluß zu füh- 
ren. Dazu können eigene Ausbildungswege in- und 
außerhalb von besonderen Behindertenausbildungs- 
stätten geschaffen werden. 

Zu §48 

Um das gesellschaftspolitische Ziel zu erreichen, 
möglichst allen Jugendlichen eine berufliche Quali- 


fizierung zu ermöglichen, wird der Anwendungsbe- 
reich auch auf die Lernbehinderten erstreckt, die 
nach allgemeiner Auffassung dem Grenzbereich 
zwischen Behinderten und Nichtbehinderten zuzu- 
rechnen sind, die jedoch im Bereich der beruflichen 
Bildung wie Behinderte zu behandeln sind. 

Zu §§ 49 a und 49 b 

Die Vorschriften ermöglichen die Durchführung der 
Berufsausbildung Behinderter mit anderen Auszu- 
bildenden. Die Anzeigepflicht und Beteiligung der 
Hauptfürsorgestelle soll sicherstellen, daß diesem 
Personenkreis die notwendigen Entfaltungshilfen 
gewährt werden. 

Zu § 49 c 

Die Vorschrift ermöglicht, daß sowohl in betriebli- 
chen Ausbildungsstätten als auch in Ausbildungs- 
stätten für Behinderte nach besonderen Ausbil- 
dungsordnungen ausgebildet werden kann. Soweit 
erforderlich, können auch besondere Berufsab- 
schlüsse für Behinderte geschaffen werden. 

Zu §§ 49 d, 49 e, 49 f 

Die Vorschriften bieten Behinderten, die in beson- 
deren Ausbildungsstätten ausgebildet werd.en müs- 
sen, einen zusätzlichen Schutz. 

Zu § 49 g 

Mit diesen Vorschriften werden die Bestimmungen 
über die berufliche Fortbildung und Umschulung 
den besonderen Erfordernissen dieses Personenkrei- 
ses angepaßt. 

Zu Nummer 26 — Achter Abschnitt des Dritten 
Teils — 

Mit § 49 h wird klargestellt, daß das Gesetz auch 
für die berufliche Bildung in Einrichtungen der Er- 
ziehungshilfe gilt. 

§ 49 i berücksichtigt, d.aß die Vorschriften des Be- 
rufsbildungsgesetzes nur insoweit gelten können, 
als die Besonderheiten der Erziehungshilfe dies zu- 
lassen. Absatz 1 trägt der Tatsache Rechnung, daß 
wegen dieser Besonderheiten der Abschluß eines 
Berufsausbildungsvertrages nicht immer möglich 
ist. 

Absatz 2 soll sicherstellen, daß dieser Personen- 
kreis unter bestimmten Voraussetzungen eine Zu- 
lassung zu Prüfungen nach diesem Gesetz erhält. 

Zu Nummer 27 — ^ § 49 k — 

Die Vorschrift stellt klar, daß dieses Gesetz grund- 
sätzlich auch für die berufliche Bildung in Justiz- 
vollzugsanstalten gilt. Die Erfahrungen mit den bis- 
her im Vollzug durchgeführten Maßnahmen der be- 
ruflichen Bildung haben gezeigt, daß eine weitge- 
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hende Flexibilität erforderlich ist, um die ange- 
strebten Ausbildungsziele zu erreichen. Das Berufs- 
bildungsgesetz kann daher nur insoweit gelten, als 
die besonderen Verhältnisse des Vollzuges dies zu- 
lassen. Die dafür notwendigen Einzelregelungen 
können durch den zuständigen Bundesminister mit 
Zustimmung des Bundesrates erlassen werden. 

Zu Nummer 28 — Vierter Teil — 

Das Berufsbildungsgesetz ist ein wichtiges Binde- 
glied zwischen Bildungssystem und Beschäftigungs- 
system. Es hat von der Gesetzgebungskompetenz 
des Bundes für die betriebliche Berufsbildung und 
der Gesetzgebungskompetenz der Länder für die 
schulische Berufsbildung auszugehen. Wesentliche 
Voraussetzung für die Weiterentwicklung der be- 
ruflichen Bildung im dualen System ist deshalb 
eine wirksame Kooperation zwischen Bund und 
Ländern. 

Schon in den vergangenen Jahren haben sich Bund 
und Länder um eine bessere Abstimmung bemüht. 
Die Erfahrungen mit dem „Gemeinsamen Ergebnis- 
protokoll betreffend das Verfahren bei der Abstim- 
mung von Ausbildungsordnungen und Rahmenlehr- 
plänen im Bereich der beruflichen Bildung zwi- 
schen der Bundesregierung und den Kultusmini- 
stern (-Senatoren) der Länder" vom 30. Mai 1972 ha- 
ben jedoch gezeigt, daß das bisherige Instrumenta- 
rium nicht ausreicht. Eine wirksame Abstimmung 
kann nur erreicht werden, wenn Bund und Länder in 
gleichberechtigter Partnerschaft unter Mitwirkung 
der ein der Berufsbildung Beteiligten Zusammenar- 
beiten. Aus verfassungsrechtlichen Gründen kann 
diese Zusammenarbeit nur durch eine Vereinba- 
rung außerhalb des Berufsbildimgsgesetzes geregelt 
werden. Die Änderungen der Überschrift des Vier- 
ten Teils und die Neufassung des Ersten Abschnitts 
tragen diesen Erfordernissen Rechnung. 

§ 50 geht davon aus, daß durch die noch abzu- 
schließende Vereinbarung eine Zentralstelle für be- 
rufliche Bildung geschaffen wird, in der auf der 
Grundlage einer gleichberechtigten Partnerschaft 
von Bund und Ländern ein wirksames Abstim- 
mungsverfahren institutionalisiert werden soll. 

Die bisherigen §§50 bis 53 werden ersatzlos gestri- 
chen. Der Bundesausschuß für Berufsbildung kann 
wegfallen, da im Rahmen der vorgesehenen Zen- 
tralstelle für berufliche Bildung ein Gremium gebil- 
det werden soll, dem alle an der beruflichen Bil- 
dung beteiligten Gruppen angehören. Dieses Gre- 
mium soll neben seiner Mitwirkung bei der Abstim- 
mung von Ausbildungs- und Fortbildungsordnun- 
gen und Rahmenlehrplänen von der Bundesregie- 
rung auch zur Beratung in grundsätzlichen Fragen 
der beruflichen Bildung herangezogen werden kön- 
nen. Mit dieser Lösung wird gleichzeitig auch die 
notwendige Konzentration der verschiedenen Bera- 
tungs- und Abstimmungsgremien im Bereich der 
beruflichen Bildung erreicht. Sollte diese Regelung 
nicht ausreichen, bleibt es der Bundesregierung 
freigestellt, sich außerhalb dieses Gesetzes zusätz- 
lich ein Beratungsgremium zu schaffen. 


Zu Nummer 29 — § 54 — 

Die Neufassung von Absatz 1 sieht vor, daß der 
Landesausschuß für Berufsbildung durch die Auf- 
nahme einer besonderen Gruppe der Lehrer an be- 
ruflichen Schulen erweitert wird. Ihre Mitwirkung 
soll wesentlich dazu beitragen, die notwendige Zu- 
sammenarbeit und Abstimmung zwischen schuli- 
scher und außerschulischer Berufsbildung auf 
Landesebene zu fördern. 

Absatz 2 regelt neu das Vorschlagsrecht für die 
Gruppe der Lehrer an beruflichen Schulen. Im übri- 
gen ist die Neufassung der Absätze 2 bis 8 eine 
Folgeänderung, die durch die Streichung der §§51 
bis 53 notwendig wird. 


Zu Nummer 30 — § 56 — 

Mit der Zuerkennung des Stimmrechts für die Leh- 
rer an beruflichen Schulen soll eine gleichberech- 
tigte Mitwirkung aller Gruppen im Berufsbildungs- 
ausschuß sichergestellt werden. Um eine angemes- 
sene Beteiligung der betrieblichen Ausbilder im 
Berufsbildungsausschuß zu gewährleisten, sieht die 
Neufassung vor, daß je die Hälfte der Beauftragten 
der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer Ausbilder 
sein sollten. 


Zu Nummer 31 — § 57 — 

Satz 1 beinhaltet eine Folgeänderung zu der Ände- 
rung von § 56. Mit der Neufassung von Satz 2 wird 
eine qualifizierte Mehrheit für Beschlüsse des Be- 
rufsbildungsausschusses eingeführt. Damit soll er- 
reicht werden, daß in der Regel keine Gruppe ge- 
schlossen überstimmt werden kann. Diese Lösung 
liegt auch im Interesse einer partnerschaftlichen 
Zusammenarbeit der beteiligten Gruppen; sie setzt 
bei den Beteiligten ein hohes Maß an Kooperations- 
bereitschaft voraus. 


Zu Nummer 32 — § 58 — 

Durch die Änderungen erhalten die in der berufli- 
chen Bildung beteiligten Gruppen zusätzliche Mit- 
wirkungsrechte. Der Umfang dieser Mitwirkungs- 
rechte ist so bemessen, daß der Grundsatz der 
Selbstverwaltung beachtet bleibt und daß die Funk- 
tionsfähigkeit der zuständigen Stellen nicht gefähr- 
det wird. 

Mit der Ergänzung von Absatz 1 wird festgelegt, 
daß der Berufsbildungsausschuß in diesem Rahmen 
jederzeit vom Leiter der zuständigen Stelle Bericht- 
erstattung verlangen kann. 

Absatz 4 regelt das Mitwirkungsrecht des Berufsbil- 
dungsausschusses bei der Bestellung und Abberu- 
fung von Ausbildungsberatern. 

Absatz 5 ermöglicht es dem Berufsbildungsaus- 
schuß, seine Vorstellungen über den Einsatz von 
Finanzmitteln für die Aufgaben der Berufsbildung 
der zuständigen Stelle einzubringen. 
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Zu Nummer 33 — Fünfter Teil — 

Es muß berücksichtigt werden, daß in den §§ 72 a 
bis 72 d neue Vorschriften über eine Berufsbil- 
dungsstatistik aufgenommen werden. 


Zu § 60 

Es handelt sich um eine notwendige Aufgabener- 
weiterung des Bundesinstituts für Berufsbildungs- 
forschung im Zusammenhang mit der Abstimmung 
von Bund und Ländern. In der nach § 50 Abs. 1 vor- 
gesehenen Vereinbarung mit den Ländern soll gere- 
gelt werden, in welcher Weise das Bundesinstitut im 
Rahmen der Abstimmung mit Aufträgen befaßt wer- 
den kann. 


Zu §§ 72 a bis 72 d 

Die bisherigen Erfahrungen haben gezeigt, daß eine 
Verbesserung des statistischen Instrumentariums in 
der beruflichen Bildung notwendig ist. Deshalb soll 
mit den Vorschriften der §§ 72 a bis 72 d eine Be- 
rufsbildungsstatistik als Bundesstatistik eingeführt 
werden. Der Gesetzentwurf geht davon aus, daß 
nur die unbedingt notwendigen Daten erhoben wer- 
den und daß weder die zuständigen Stellen noch 
die Ausbildenden mit einem unvertretbar hohen 
Verwaltungsaufwand belastet werden. Auch wird 
darauf geachtet, daß die durch die Berufsbildungs- 
statistik entstehenden Kosten sich in einem vertret- 
baren Rahmen halten. 


Zu § 72 a 

Absatz 1 enthält die in § 6 Abs. 1 des Gesetzes über 
die Statistik für Bundeszwecke (StatGes) vom 
3. September 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1314) vorge- 
schriebenen gesetzlichen Anordnungen und be- 
stimmt den Zweck der Statistik. 

Absatz 2 regelt die Mitwirkungspflicht der Bundes- 
anstalt für Arbeit, deren Unterstützung bei der me- 
thodischen Vorbereitung und Auswertung der Be- 
rufsbildungsstatistik erforderlich erscheint. 

Gemäß Absatz 3 sollen die notwendigen Daten so- 
weit wie möglich nicht durch Einzelerhebungen bei 
den Auskunftspflichtigen (vgl. § 72 c) erfaßt, son- 
dern aus bereits bei den zuständigen Stellen oder 
den nach Landesrecht zuständigen Behörden vorlie- 
genden Unterlagen entnommen werden. Neben dem 
Ausschluß von Doppelbefragungen soll dadurch 
insbesondere erreicht werden, die Erstellung von 
Primärstatistiken auf der Grundlage von Individual- 
befragungen auf ein unvermeidbares Minimum zu 
beschränken, um den für die statistischen Ämter 
entstehenden Zeit-, Kosten- und Verwaltungsauf- 
wand in vertretbaren Grenzen zu halten. 

Die Absätze 4 und 5 regeln den notwendigen Daten- 
schutz (vgl, § 12 StatGes) und entsprechen dessen 
Erfordernissen. 


Z.U y TL D 

Absatz 1 bestimmt unter den Nummern 1 bis 4 zu- 
nächst den Maximalumfang der zu erhebenden Ein- 
zelangaben und legt zugleich den zeitlichen Mindest- 
abstand zwischen den jeweiligen statistischen Er- 
hebungen fest. Auf Grund der in Absatz 2 ausge- 
sprochenen Ermächtigung kann die Durchführung 
der Erhebungen nach Umfang und Zeitpunkt jeweils 
flexibel geregelt werden. Darüber hinaus wird die 
Möglichkeit eröffnet, die Erhebungen ganz oder 
teilweise auf eine repräsentative Auswahl zu be- 
schränken. 

Der weitaus überwiegende Teil der in Absatz ] 
Nr. 1 bis 4 aufgeführten Daten liegt heute bereits 
bei den maßgebenden zuständigen Stellen für deren 
eigene Zwecke vor (vgl. § 72 a Abs. 3). Diese Anga- 
ben bilden auch unter Berücksichtigung des künfti- 
gen Datenschutzgesetzes eine ausreichende Grund- 
lage für die Erstellung der bundeseinheitlichen Be- 
rufsbildungsstatistik. 

Für die Erhebung nach Beschäftigtengrößenklasse 
der Ausbildungsstätten (Absatz 1 Nr. 1 a) erscheint 
eine Einteilung in maximal vier Klassen ausrei- 
chend. 


Zu § 72 c 

Im einzelnen wird festgelegt, wer gemäß § 72 b 
Abs. 1 für die Erteilung der Angaben auskunfts- 
pflichtig ist. 

Zu § 72 d 

Die hier statuierte Berichtspflicht ermöglicht es, ab- 
gesicherte und regelmäßig fortgeschriebene bun- 
deseinheitliche Daten über die Lage der beruflichen 
Bildung, insbesondere für die kurz- und mittelfristi- 
ge Entwicklung in den einzelnen Wirtschaftsberei- 
chen und Regionen transparent und verfügbar zu 
machen. 

Nach Satz 2 soll der Bericht eine Trendaussage be- 
züglich des Ausbildungsstellenmarktes enthalten. 
Sie dient einmal dazu, bei Bedarf rechtzeitig flan- 
kierende Maßnahmen zur Verbesserung des Ausbil- 
dungsstellenmarktes einzuleiten, zum anderen, eine 
bedarfsorientierte Berufswahl zu erleichtern, Vor- 
schläge zur Mängelbeseitigung zu unterbreiten so- 
wie die Entwicklung neuer Methoden zur exakteren 
Prognostizierung des Bedarfs zu fördern. 

Mit dem Trendbericht sollte zugleich auf freiwilli- 
ger Basis der Versuch unternommen werden, durch 
eine Befragung der Ausbildungsstätten zum 
30. April des Jahres für das folgende Ausbildungs- 
jahr die tatsächlichen Angebots- und Nachfragever- 
hältnisse auf dem Ausbildungsstellenmarkt zu er- 
fassen. Dabei muß eine enge Zusammenarbeit zwi- 
schen den zuständigen Stellen, den Spitzenorgani- 
sationen der Wirtschaft, den Bundes- und Länder- 
ministerien sowie der Bundesanstalt für Arbeit er- 
folgen. 

Die Zahl der ausbildungsplatzsuchenden Jugendli- 
chen sowie die Zahl der angebotenen und unbesetz- 
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ten Ausbildungsplätze liefert z. Z. nur die Ge* 
schäftsstatistik der Bundesanstalt für Arbeit. Diese 
Angaben sind aber abhängig von der Inanspruch- 
nahme der Berufsberatung der Arbeitsämter. Zur 
Zeit nehmen ca. zwei Drittel der Schulabgänger die 
Berufsberatung in Anspruch. Die Berufsberatung 
als Dienstleistungseinrichtung beruht auf dem 
Grundgedanken der Freiwilligkeit ihrer Inanspruch- 
nahme durch Personen. Diese Freiwilligkeit muß 
aus gewichtigen Gründen erhalten bleiben. Den Ar- 
beitsämtern wird ca. 60 bis 70 v. H. des Ausbil- 
dungsstellenangebots bekannt. Deshalb besteht z. Z. 
ein unvollständiges Bild der tatsächlichen Ange- 
bots- und Nachfrageverhältnisse auf dem Ausbil- 
dungsstellenmarkt. Die Zahlen über die ein bis 
zwei Monate nach Schuljahresende noch nicht un- 
tergebrachten Stellenbewerber und die unbesetzten 
Ausbildungsstellen sind somit für eine Lagebeurtei- 
lung noch nicht aussagekräftig genug. 

Die zu erwartende Zahl an ausbildungsplatzsuchen- 
den Jugendlichen für das laufende Jahr kann nur 
anhand der sich aus den Schulstatistiken ergeben- 
den voraussichtlichen Zahlen der Schulabgänger in 
Verbindung mit Angaben aus anderen relevanten 
Statistiken geschätzt werden. 

Bezüglich der zu erwartenden Zahl der angebote- 
nen Ausbildungsplätze müßte die vorstehend ge- 
nannte, noch zu entwickelnde Umfrage bei den 
Ausbildungsbetrieben durchgeführt werden. 

Zu Nummer 34 — § 73 — 

Im Gegensatz zum geltenden Gesetz sieht die Neu- 
fassung vor, daß § 98 anwendbar bleibt; dadurch 
soll erreicht werden, daß auch im Handwerk Ver- 
stöße gegen die vertragsrechtlichen Bestimmungen 
des Berufsbildungsgesetzes geahndet werden kön- 
nen. 

Mit Satz 2 wird klargestellt, daß der nach der 
Handwerksordnung bestehende Berufsbildungsaus- 
schuß auch für die Berufsbildung in nichthand- 
werklichen Berufen zuständig ist, soweit sie in 
Handwerksbetrieben oder handwerksähnlichen Be- 
trieben erfolgt. 

Zu Nummer 35 — § 77 — 

Mit der Neufassung von Absatz 2 soll klargestellt 
werden, daß die Geschäftsführung für die Abnahme 
der Ausbildungsmeisterprüfung im graphischen Ge- 
werbe bei der Industrie- und Handelskammer liegt. 
Dies entspricht der bisherigen Praxis. Die Industrie- 
und Handelskammer soll deshalb auch die Prü- 
fungsordnung erlassen und die Prüfungsgebühren 
festsetzen und erheben können. 

Die im Absatz 3 aufgenommene zusätzliche Verwei- 
sung auf § 38 enthält eine notwendige verfahrens- 
rechtliche Klarstellung. 

Zu Nummer 36 — § 79 — 

Durch den bei Absatz 1 Satz 1 eingeschobenen neu- 
en Halbsatz wird klargestellt, daß die Landwirt- 


schaftskammer auch dann zuständig ist, wenn die 
Ausbildung in landwirtschaftlichen Berufen ganz 
oder teilweise nicht in landwirtschaftlichen Betrie- 
ben durchgeführt wird. 

Durch den neu eingefügten Absatz 2 Satz 2 soll die 
Möglichkeit geschaffen werden, die Zahl der zu- 
ständigen Stellen zu verringern. 


Zu Nummer 37 — § 80 — 

Die Ergänzung trägt der Tatsache Rechnung, daß 
auch andere gleichwertige Bildungseinrichtungen 
die fachliche Eignung als Ausbilder in der Land- 
wirtschaft vermitteln können. 


Zu Nummer 38 — § 81 — 

Durch die Änderung des Absatzes 1 Satz 1 wird 
klargestellt, daß die zuständige Behörde mehrere 
Meisterprüfungsausschüsse errichten kann. 

Durch die Anfügung der Sätze 3 und 4 in Absatz 1 
wird klargestellt, daß die zuständigen Stellen im 
Sinne des Berufsbildungsgesetzes auch die Ge- 
schäftsführung für die Meisterprüfungen in der 
Landwirtschaft wahrnehmen. Dies entspricht der 
bisherigen Praxis. Die zuständigen Stellen sollen 
demnach auch die Prüfungsordnungen erlassen und 
die Prüfungsgebühr festsetzen und erheben kön- 
nen. 

Durch die Ergänzung in Absatz 3 wird festgelegt, 
daß entsprechend der bisherigen Praxis der Besuch 
einer landwirtschaftlichen Fachschule bei der Zu- 
lassung zur Meisterprüfung zu berücksichtigen ist. 
Die Anrechnung soll jedoch auf ein Jahr begrenzt 
werden, da der Besuch einer Fachschule die gefor- 
derten praktischen Tätigkeiten nicht voll ersetzen 
kann. 


Zu Nummer 39 — § 82 — 

Im Hinblick auf die unterschiedliche Struktur der 
Landwirtschaft in den einzelnen Bundesländern ist 
der Erlaß der Rechtsverordnung von der Zustim- 
mung des Bundesrates abhängig zu machen. 


Zu Nummer 40 — § 83 — 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zur Ände- 
rung von § 2 Abs. 2 Nr. 1. 


Zu Nummer 41 — § 84 — 

Im Hinblick auf die relativ geringe Zahl von Aus- 
bildungsverhältnissen, die im Bereich des öffentli- 
chen Dienstes unter das Berufsbildungsgesetz fal- 
len, ist eine Verringerung der Zahl der zuständigen 
Stellen dringend erforderlich. Dies liegt auch im In- 
teresse einer notwendigen Verwaltungsvereinfa- 
chung. Die derzeitige Vielzahl von zuständigen 
Stellen in diesem Bereich erschwert die wirksame 
Durchsetzung des Berufsbildungsgesetzes. 
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Die Neufassung von § 84 Abs. 1 soll ermöglichen, 
daB auch für den Geschäftsbereich mehrerer ober- 
ster Bundesbehörden eine einzige zuständige Stelle 
bestimmt werden kann. Die im letzten Satz des Ab- 
satzes 1 aufgenommene Ergänzung soll ebenfalls zu 
einer Verringerung der zuständigen Stellen für den 
Bereich des öffentlichen Dienstes führen. Dies kann 
insbesondere für solche Ausbildungsberufe zweck- 
mäßig sein, die mit Ausbildungsberufen anderer Be- 
reiche vergleichbar sind. 

Zu Nummer 42 — § 87 — 

Die Ergänzung soll eine Verringerung der Zahl der 
zuständigen Stellen ermöglichen, da im Geltungsbe- 
reich des § 87 auf die einzelne Kammer nur eine re- 
lativ geringe Zahl von Ausbildungsverhältnissen 
entfällt. 


Zu Nummer 43 — § 91 — 

Die Ergänzung soll eine Verringerung der Zahl der 
zuständigen Stellen im Bereich der Ärzte-, Zahnärz- 
te- und Apothekerkammem ermöglichen. 

Zu Nummer 44 — § 99 — 

Es handelt sich um eine Folgeänderung aus der Än- 
derung der §§ 23 und 45. 

Zu Nummer 45 — § 100 — 

Die Änderungen der Handwerksordnung ergeben 
sich größtenteils als Folge aus der Änderung des 
Berufsbildungsgesetzes. Die Streichung des Sieben- 
ten Abschnitts des Zweiten Teils bedeutet, daß für 
die berufliche Bildung Behinderter im Handwerk 
künftig die neugefaßten Bestimmungen des Berufs- 
bildungsgesetzes (§ 48 bis § 49) gelten. 

Die Änderungen von § 54 Abs. 1 Nr. 3 imd § 67 
Abs. 3 bezwecken eine sinnvolle Abgrenzung der 
Aufgaben zwischen Handwerkskammer und Hand- 
werksinnung. 

Zu Nummer 46 — § 102 — 

Die Vorschrift lehnt sich an § 102 des geltenden 
Gesetzes an. Die Neufassung geht im übrigen da- 
von aus, daß im Handwerk künftig in erster Linie 


die Handwerkskammern einen Schlichtungsaus- 
schuß errichten können. Die Handwerksinnungen 
können den Schlichtungsausschuß nur noch dann 
errichten, wenn sie von der Handwerkskammer 
dazu besonders ermächtigt werden. 

Zu Nummer 47 — § 108 — 

Mit dem neu eingefügten Absatz 3 soll klargestellt 
werden, daß schon vor Inkrafttreten des Berufsbil- 
dungsgesetzes von 1969 bestehende und privilegier- 
te Einrichtungen und die durch ihren Besuch er- 
worbenen Qualifikationen erhalten bleiben. Die 
Vorschrift hat vor allem praktische Bedeutung für 
etwa 3 000 Ausbildungsplätze des Bayerischen Ju- 
gendwerkes. 

Zu Nummer 48 — §llla — 

Aufgrund dieses Gesetzes treten Zuständigkeitsän- 
derungen ein. Der neueingefügte § 111 a soll einen 
reibungslosen Übergang von Aufgaben und Zustän- 
digkeiten sicherstellen. 

Zu Nummer 49 

Es handelt sich um eine Folgeänderung aus der 
Streichung der §§ 51 bis 53. 


Zu Artikel 2 — Ermächtigung für Neubekannt- 
machung des Berufsbildungsgeset- 
zes — 

Die durch dieses Gesetz getroffenen Änderungen 
des Berufsbildungsgesetzes machen aus Gründen 
der Übersichtlichkeit und der Rechtsklarheit eine 
Neubekanntmachung erforderlich. 


Zu Artikel 3 — Berlin-Klausel — 

Die Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 


Zu Artikel 4 — Inkrafttreten — 

Das Gesetz soll zum 1. Januar 1977 in Kraft tre- 
ten. 
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Anhang zur Begründung 


Entwurf für ein Verwaltungsabkommen 


Abkommen zwischen der Bundesregierung und den Regierungen der Länder der 
Bundesrepublik Deutschland zur Abstimmung im Bereich der beruflichen Bildung 


Artikel 1 

Zentralstelle für berufliche Bildung 

Bund und Länder errichten eine Zentralstelle für 
berufliche Bildung (Zentralstelle) im Sinne von § 50 
des Berufsbildungsgesetzes (BBiG). 

Artikel 2 

Aufgaben 

(1) Die Bundesregierung und die Regierungen der 
Länder arbeiten im Rahmen der Zentralstelle unter 
Wahrung ihrer Zuständigkeiten im Bereich der be- 
ruflichen Bildung zusammen. Die Zusammenarbeit 
hat das Ziel, insbesondere die Ausbildungs- und 
Fortbildungsordnungen des Bundes und die Rah- 
menlehrpläne der Länder aufeinander abgestimmt 
zu entwickeln. Sie kann sich auch auf sonstige An- 
gelegenheiten erstrecken, in denen eine Abstim- 
mung erforderlich ist. 

(2) Die Zentralstelle kann die Bundesregierung in 
grundsätzlichen Fragen der beruflichen Bildung be- 
raten. 

Artikel 3 

Organe 

Die Organe der Zentralstelle sind: 

1. der Bund-Länder- Ausschuß, 

2. der Zentralausschuß. 

Artikel 4 
Bund-Länder- Ausschuß 

(1) Dem Bund-Länder-Ausschuß gehören je ein Be- 
auftragter der Landesregierungen und drei Beauf- 
tragte der Bundesregierung an. Die Beauftragten 
haben Stellvertreter. 

(2) Der Bund-Länder-Ausschuß wählt aus seiner 
Mitte für die Dauer eines Jahres abwechselnd aus 
den Gruppen der Beauftragten der Bundesregierung 
und der Beauftragten der Landesregierungen einen 
Vorsitzenden und dessen Stellvertreter. 

(3) Die Beauftragten der Bundesregierung führen 
eine Stimme, die Beauftragten der Landesregierun- 
gen je eine Stimme. Der Bund-Länder-Ausschuß be- 
schließt mit einer Mehrheit von neun Stimmen, un- 
ter denen die Stimme der Beauftragten der Bundes- 


regierung sein muß. Ein Beschluß bindet nur den, 
der zugestimmt hat. 

(4) Der Bund-Länder-Ausschuß gibt sich eine Ge- 
schäftsordnung. 

Artikel 5 

Zentralausschuß 

(1) Dem Zentralausschuß gehören an: 

1. sechs Beauftragte der Arbeitgeber, 

wobei Ausbilder beziehungsweise in der berufli- 
chen Ausbildung erfahrene Personen angemes- 
sen vertreten sein sollen, 

2. sechs Beauftragte der Arbeitnehmer, 

wobei Ausbilder beziehungsweise in der berufli- 
chen Ausbildung erfahrene Personen angemes- 
sen vertreten sein sollen, 

3. sechs Beauftragte der Lehrer an beruflichen 
Schulen, 

4. drei Beauftragte der Bundesregierung, 

5. fünf Beauftragte der Landesregierungen, 

6. ein Beauftragter der Bundesanstalt für Arbeit. 

Die Beauftragten haben Stellvertreter. 

(2) Die Beauftragten der Arbeitgeber werden auf 
Vorschlag der auf Bundesebene bestehenden Zu- 
sammenschlüsse der Kammern, der Arbeitgeberver- 
bände und der Unternehmerverbände, die Beauf- 
tragten der Arbeitnehmer auf Vorschlag der auf 
Bundesebene bestehenden Gewerkschaften und 
selbständigen Vereinigungen von Arbeitnehmern 
mit sozial- und berufspolitischer Zwecksetzung, die 
Beauftragten der Bundesregierung auf deren Vor- 
schlag, der Beauftragte der Bundesanstalt für Ar- 
beit auf deren Vorschlag vom zuständigen Bundes- 
minister für längstens fünf Jahre berufen. Die Be- 
auftragten der Lehrer an beruflichen Schulen wer- 
den auf Vorschlag der auf Bundesebene bestehen- 
den Verbände der Lehrer an beruflichen Schulen 
und entsprechenden selbständigen Vereinigungen 
vom Bundesrat für längstens fünf Jahre berufen. 
Die Beauftragten der Länder werden vom Bundesrat 
für längstens fünf Jahre berufen. 

(3) Der Zentralausschuß wählt aus seiner Mitte ei- 
nen Vorsitzenden und dessen Stellvertreter auf die 
Dauer eines Jahres. Der Vorsitzende wird der Reihe 
nach von den Beauftragten der Arbeitgeber, der Ar- 
beitnehmer, der Lehrer an beruflichen Schulen, der 
Länder und des Bundes vorgeschlagen. Der Vorsit- 
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zende und sein Stellvertreter sollen verschiedenen 
Mitgiiedergruppen angehören, 

(4) Die Tätigkeit im Zentralausschuß ist ehrenamt- 
lich. Für bare Auslagen und Verdienstausfälle ist, 
soweit eine Entschädigung nicht von anderer Seite 
gewährt wird, eine angemessene Entschädigung zu 
zahlen. 

(5) Die Mitglieder können nach Anhören der an ih- 
rer Berufung Beteiligten aus wichtigem Grund ab- 
berufen werden. 

(7) Der Zentralausschuß gibt sich eine Geschäfts- 
ordnung, die der Genehmigung des Bund-Länder- 
Ausschusses bedarf. 

Artikel 6 

Geschäftsstelle 

(1) Bei der Zentralstelle wird eine Geschäftsstelle 
eingerichtet. Die Geschäftsstelle hat insbesondere 
die Aufgabe, die Beschlüsse des Bund-Länder-Aus- 
schusses und Zentralausschusses vorzubereiten, 
Vorschläge für die Einsetzung von Expertenarbeits- 
gruppen zu unterbreiten und die laufenden Verwal- 
tungsarbeiten der Zentralstelle zu führen. 

(2) Das Nähere über Sitz, Einrichtung, personelle 
Besetzung und Finanzierung der Geschäftsstelle 
wird durch besondere Vereinbarung geregelt. 

Artikel 7 

Abstimmungsverfahren 

(1) Der Zentralausschuß berät über die Vorschläge 
zur gemeinsamen Erarbeitung und Abstimmung von 
Ausbildungsordnungen, Fortbildungsordnungen und 
Rahmenlehrplänen oder über sonstige abstim- 
mungsbedürftige Angelegenheiten auf Antrag der 
Bundesregierung, einer Landesregierung oder von 
mindestens sieben seiner Mitglieder nach Artikel 5 
Abs. 1 Nr. 1 und 2. 

(2) Beschlüsse über Vorschläge nach Absatz 1 be- 
dürfen der Zustimmung von mindestens 18 Mitglie- 
dern des Zentralausschusses. Die Vorschläge sind 
dem Bund-Länder- Ausschuß zuzuleiten. 


(3) Den Beratungen des Bund-Länder-Ausschusses 
sollen die im Zentral ausschuß beschlossenen Vor- 
schläge, insbesondere zur gemeinsamen Erarbei- 
tung und Abstimmung von Ausbildungsordnungen, 
Fortbildungsordnungen und Rahmenlehrplänen zu- 
grunde gelegt werden. Der Bund-Länder-Ausschuß 
beschließt über die Vorschläge des Zentralaus- 
schusses. 

(4) Der Bund-Länder-Ausschuß kann zur detaillier- 
ten Erarbeitung von Entwürfen entsprechend den 
Beschlüssen gemäß Absatz 3 Aufträge an Experten- 
arbeitsgruppen, das Bundesinstitut für Berufsbil- 
dungsforschung und sonstige Institutionen erteilen. 
Aufträge an das Bundesinstitut für Berufsbildungs- 
forschung bedürfen der Zustimmung der Beauftrag- 
ten der Bundesregierung. 

(5) Die Entwürfe gemäß Absatz 4 werden dem Zen- 
tralausschuß zur Stellungnahme zugeleitet. 

(6) Nach Vorliegen der Stellungnahme des Zentral- 
ausschusses beschließt der Bund-Länder-Ausschuß 
abschließend über die Entwürfe und leitet sie zur 
weiteren Veranlassung der Bundesregierung bzw. 
den Landesregierungen zu. 

Artikel 8 

Beratung der Bundesregierung 

(1) Die Beratung der Bundesregierung in grundsätz- 
lichen Fragen der Berufsbildung (Artikel 2 Abs. 2) 
wird vom Zentralausschuß wahrgenommen. 

(2) Bei der Beratung nach Absatz 1 haben die Be- 
auftragten der Bundesregierung (Artikel 5 Abs. 1 
Nr. 4) kein Stimmrecht. Der Zentralausschuß ist be- 
schlußfähig, wenn mehr als die Hälfte seiner 
stimmberechtigten Mitglieder anwesend ist. Er be- 
schließt mit der Mehrheit der abgegebenen Stim- 
men. 

Artikel 9 

Schlußbestimmungen 

Dieses Abkommen wird für unbestimmte Zeit ge- 
schlossen. Es kann mit einer Frist von einem Jahr 
erstmals zum . . . gekündigt werden. Das Abkommen 
tritt am ... in Kraft. 
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Begründung zum Entwurf eines Verwaltungsabkommens 


1. Allgemeine Begründung 

Ein wirksames Abstimmvingsverfahren ist eine zen- 
trale Aufgabe bei der Reform der beruflichen Bil- 
dung. Deshalb ist es notwendig, daß ergänzend zur 
Novellierung des Berufsbildungsgesetzes zwischen 
Bund und Ländern ein Verwaltungsabkommen zur 
Errichtung einer Zentralstelle für berufliche Bil- 
dung abgeschlossen wird, durch welches sowohl 
das Instrumentarium als auch das Verfahren bei 
der Abstimmung insbesondere der Ausbildung- 
und Fortbildungsordnungen des Bundes und der 
Rahmenlehrplane der Länder festgelegt wird. Ein 
solches Abkommen trägt den verfassungsrechtli- 
chen Gegebenheiten Rechnung und ermöglicht eine 
gleichberechtigte, partnerschaftliche Zusammenar- 
beit von Bund und Ländern. 

Die Erfahrungen mit dem „Gemeinsamen Ergebnis- 
protokoll" vom 30. Mai 1972 haben gezeigt, daß 
bei einem Abstimmungsverfahren die Mitwirkung 
aller an der Berufsausbildung Beteiligten (Bund, 
Länder, Arbeitgeber, Arbeitnehmer und Lehrer) not- 
wendig ist. Diese Mitwirkung stellt sicher, daß das 
Abstimmungsergebnis die Ausbildungsmöglichkei- 
ten in Betrieb und Berufsschule berücksichtigt. 

Bei der Errichtung der Zentralstelle werden deshalb 
zwei Ebenen unterschieden: 

a) Bund-Länder-Ausschuß als Beschluß-Ebene, 

b) Zentralausschuß als Mitwirkungs- und Bera- 
tungsebene. 

Während der Bund-Länder-Ausschuß aus verfas- 
sungsrechtlichen Gründen die Einleitung des Ab- 
stimmungsverfahrens als auch die Empfehlungen 
zur Inkraftsetzung der Ordnungsmittel nach erfolg- 
ter Abstimmung beschließt, wirken im Zentralaus- 
schuß alle an der Berufsausbildung Beteiligten 
mit. 

Die Zusammensetzung des Zentralausschusses ent- 
spricht dem bisherigen Bundesausschuß für Berufs- 
bildung, erweitert um die Lehrergruppe. Im Interes- 
se einer wünschenswerten Straffung der Organisa- 
tion der Berufsbildung soll der Zentralausschuß 
deshalb auch die Aufgabe der Beratung der Bun- 
desregierung in grundsätzlichen Fragen der berufli- 
chen Bildung übernehmen. 


2. Einzelbegründung 
Artikel 1 

Durch die Bezugnahme auf § 50 des Berufsbildungs- 
gesetzes wird darauf hingewiesen, daß mit der Er- 
richtung der Zentralstelle die Regelungen des Be- 
rufsbildungsgesetzes ergänzt werden. 


Artikel 2 

Die Zentralstelle für berufliche Bildung soll insbe- 
sondere die Abstimmung von Ausbildungsordnun- 
gen, Fortbildungsordnungen und Rahmenlehrplänen 
sicherstellen, aber auch andere abstiminungsbedürf- 
tige Angelegenheiten behandeln. 

Artikel 3 

Hier werden die Organe der Zentralstelle ge- 
nannt. 

Artikel 4 

Aus verfassungsrechtlichen Gründen sollen im 
Bund-Länder-Ausschuß die Bundesregierung und 
alle Bundesländer vertreten sein. Nur bei dieser 
Zusammensetzung kann davon ausgegangen wer- 
den, daß die Abstimmungsergebnisse sowohl in den 
Ausbildungsbetrieben als auch in den Berufsschu- 
len wirksam werden. 

Abstimmungsergebnisse sollen mit einer qualifizier- 
ten Mehrheit von neun Stimmen beschlossen werden, 
damit eine Realisierung der Abstimmungsergebnis- 
se im ganzen Bundesgebiet erreicht wird. 

Artikel 5 

Im Zentralausschuß sind alle an der Berufsausbil- 
dung Beteiligten vertreten. 

Artikel 6 

Wesentlich für ein wirksames Abstimmungsverfah- 
ren ist die Einrichtung einer Geschäftsstelle. Die 
Vorbereitung und Weiterleitung der Beschlüsse der 
Organe der Zentralstelle sowie der Ablauf des Ab- 
stimmungsverfahrens erfordern eine leistungsfähige 
Organisation, die von der Geschäftsstelle übernom- 
men wird. 

Artikel 7 

Absatz 1 

Das Antragsrecht auf Behandlung von Vorschlägen 
zur Abstimmung soll sowohl den für die Ordnungs- 
mittel verfassungsrechtlich zuständigen Regierun- 
gen (Bund und Länder) als auch den Sozialpartnern 
(Arbeitgeber und Gewerkschaften) ermöglicht wer- 
den. 

Absatz 2 

Für einen Beschluß über Vorschläge von Projekten 
zur Abstimmung ist eine qualifizierte Mehrheit von 
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18 Stimmen erforderlich, weil ein erfolgreiches Ab- 
stimmungsverfahren nur dann zu erwarten ist, 
wenn es von einer breiten Mehrheit getragen 
wird. 

Absatz 3 

Der Bund-Länder- Ausschuß soll über die Vorschlä- 
ge zur Abstimmung beraten und beschließen, die 
ihm vom Zentralausschuß zugeleitet werden. 

Absatz 4 

Der Bund-Länder-Ausschuß kann Expertenarbeits- 
gruppen, das Bundesinstitut für Berufsbildungsfor- 
schung oder andere geeignete Institutionen, mit der 
Ausarbeitung von abgestimmten Entwürfen beauf- 
tragen. 

Absatz 5 

Die Stellungnahme des Zentralausschusses zu den 
vorliegenden abgestimmten Entwürfen stellt die 
Mitwirkung aller an der Berufsausbildung Beteilig- 


ten vor dem Beschluß über das Abstimmungsergeb- 
nis sicher. 

Absatz 6 

Die Beschlußfassung des Bund-Länder-Ausschusses 
über das Abstimmungsergebnis soll sicherstellen, 
daß von einer Realisierung des Abstimmungsergeb- 
nisses durch die für die Inkraftsetzung zuständigen 
Regierungen (Bund und Länder) ausgegangen wer- 
den kann. 

Artikel 8 

Die Bundesregierung soll sich bei der Beratung in 
grundsätzlichen Fragen der beruflichen Bildung des 
Zentralausschusses bedienen. Dabei haben die Ver- 
treter der Bundesregierung kein Stimmrecht. 

Artikel 9 

In diesem Artikel wird die Inkraftsetzung des Ab- 
kommens und die Kündigung geregelt. 
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Anlage 2 


Stellungnahme der Bundesregierung zu dem Gesetzentwurf 
des Bundesrates 


Die Beratung des von der Bundesregierung ein- 
gebraditen Entwurfs des Berufsbildungsgesetzes 
(Drucksache 7/3714) steht kurz vor dem Abschluß. 
Der federführende Bundestagsausschuß für Bildung 
und Wissenschaft beabsichtigt, die Beratungen Mitte 
März abzuschließen. 

Die Fraktion der CDU/CSU hat am 14. Januar 1976 
im Deutschen Bundestag den Entwurf eines Geset- 
zes zur Änderung des Berufsbildungsgesetzes (Druck- 
sache 7/4574) sowie einen Antrag betreffend Pro- 
gramm zur Sicherung des Ausbildungsplatzangebo- 
tes (Drucksache 7/4571) eingebracht; beide Anträge 
sind in erster Lesung am 23. Januar 1976 beraten 
und den Ausschüssen überwiesen; sie liegen den 
Ausschußberatungen im Deutschen Bundestages mit 
zugrunde. 

Der vom Bundesrat am 20. Februar 1976 beschlos- 
sene Entwurf entspricht wörtlich der von der Frak- 
tion der CDU/CSU eingebrachten Vorlage. Dieser 
Einbringungsbeschluß des Bundesrates betrifft also 
Anträge, die inhaltlich — wenn auch nicht formal — 


bereits Gegenstand der Beratungen im Deutschen 
Bundestag sind. 

Durch die Vorlage eines Regierungsentwurfs hat die 
Bundesregierung bereits am 2. Juni 1975 deutlich 
gemacht, welche gesetzlichen Regelungen sie in der 
beruflichen Bildung für erforderlich hält. In ihrer 
Gegenäußerung zur Stellungnahme des Bundesrates 
zum Entwurf des Berufsbildungsgesetzes vom 5. Juni 
1975 (Drucksache 7/3732) hat sie sich auch mit der 
Auffassung des Bundesrates zur gesetzlichen Neu- 
regelung der beruflichen Bildung auseinanderge- 
setzt; hierauf wird verwiesen. Da die Beratungen im 
Deutschen Bundestag zu diesem Fragenbereich kurz 
vor dem Abschluß stehen und die Anträge des Bun- 
desrates inhaltlich in der Form wortgleicher An- 
träge der Fraktion der CDU/CSU bei diesen Be- 
ratungen bereits Vorlagen, sieht die Bundesregie- 
rung davon ab, nochmals ihre Auffassung darzu- 
legen. Im übrigen hat der Bundesminister für Bil- 
dung und Wissenschaft in der ersten Beratung der 
von der Fraktion der CDU/CSU eingebrachten An- 
träge im Deutschen Bundestag am 23. Januar 1976 
in der Sache bereits Stellung genommen. 


32 



